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ABSCHNITT I 
 
Allgemeine Bedingungen 

§ 1 Allgemeines

(1) Der Regional-Wasser/Abwasser-Zweckver-
band Zwickau/Werdau, nachstehend RZV 
genannt, erledigt die Pflichtaufgabe der 
Abwasserbeseitigung durch die Wasser-
werke Zwickau GmbH, nachstehend WWZ 
GmbH genannt.

(2) Die Durchführung der Abwasserbeseiti-
gung erfolgt auf der Grundlage privatrecht-
licher Verträge mit den Benutzern nach 
Maßgabe der Satzung über die öffentliche 
Abwasserbeseitigung des RZV (Abwasser-
satzung) in der jeweils gültigen Fassung 
und der nachstehenden AEB. Die WWZ 
GmbH tritt in alle bisher durch die Entwäs-
serungssatzung des RZV begründeten 
Rechtsverhältnisse ein.

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1)	Die in § 2 Abs. 1 – 4 der Abwassersat-
zung festgelegten Begriffsbestimmungen 
werden in diesen AEB mit derselben 
Bedeutung verwendet.

(2)	Die nachstehenden Begriffe haben im 
Sinne dieser AEB folgende Bedeutung:
a)	Benutzer sind die Eigentümer der Grund-

stücke, die an eine öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossen sind oder die, 
zwar noch nicht angeschlossen sind, 
aber z. B. aufgrund des Anschluss- und 
Benutzungszwanges angeschlossen 
werden. Der Erbbauberechtigte oder 
sonst dinglich zur baulichen Nutzung 
des Grundstücks Berechtigte tritt an die 
Stelle des Eigentümers.

b)	Anschlusskanäle sind die der direkten 
Verbindung zwischen dem Kanal-
netz/öffentliche Sammelleitung und 
der Grundstücksentwässerungsanlage 
dienenden Leitungen im Bereich der 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 
bis zur ersten Grundstücksgrenze eines 
nicht der Öffentlichkeit gewidmeten 
Grundstückes aus Richtung Sammel-
kanal betrachtet.

c)	Öffentliche Abwasserleitung ist grund-
sätzlich die in öffentlichen Straßen, 
Plätzen und Wegen verlegte öffentliche 
Sammelleitung, in welche die Anschluss-
kanäle einmünden. In Ausnahmefällen 
ist auch die in privaten Grundstücken 
verlegte öffentliche Sammelleitung, in 
welche die Anschlusskanäle einmünden, 
öffentliche Abwasserleitung.

d)	Revisionsschacht ist die Anlage zur Über-
prüfung des Anschlusskanals und der 
Grundstücksentwässerungsanlage. Revi-
sionsschächte werden, sofern sie erfor-
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derlich sind, auf dem anzuschließenden 
Grundstück an der Grenze zur öffentli-
chen Straße errichtet, bis zur Oberkante 
des Geländes hochgezogen und mit 
DIN-gerechten Abdeckungen versehen. 
Das Reinigungsstück ist Bestandteil der 
Grundstücksentwässerungsanlage und 
ist dem Revisionsschacht gleichzusetzen.

e)	Grundstücksentwässerungsanlagen sind 
alle Einrichtungen zur Abwasserablei-
tung und Abwasserbehandlung, soweit 
sie nicht Bestandteil einer öffentlichen 
Abwasseranlage sind. Hierzu gehören 
insbesondere auch Kleinkläranlagen, 
abflusslose Gruben/Sammelgruben mit 
Einleitung von Fäkalien durch Trocken-
klosett und solche mit Einleitung von 
Fäkalien durch Spülklosett und häusli-
chem Abwasser. Befinden sich Teile der 
Grundstücksentwässerungsanlage in der 
Projektion über dem öffentlichen Bereich 
(z. B. Regenrinnen und Fallrohre am 
Gebäude bei Grenzbebauung), so endet 
die Grundstücksentwässerungsanlage an 
der Oberkante der Bodenfläche.

f)	Grundstück im Sinne der AEB ist das 
Grundstück im Sinne des Grundbuch-
rechtes. Mehrere Grundstücke gelten 
dann als einheitliches Grundstück, wenn 
sie nur gemeinsam bebaubar bzw. wirt-
schaftlich nutzbar sind.

g)	Indirekteinleiter sind Benutzer, die 
einer Genehmigung nach § 53 Säch-
sischen Wassergesetz (Sächs WG) 
i. V. m. § 58 Abs. 1 Gesetz zur Ordnung 

des Wasserhaushalts (WHG) bedürfen.
h)	Oberflächenwasser ist das an der 

Oberfläche abfließende Wasser, das 
kein Abwasser im Sinne des Sächsischen 
Wassergesetzes ist, wie z. B. Bach-, 
Teich- oder Drainagewasser.

i)	Niederschlagswasser im Sinne dieser 
AEB ist das Abwasser im Sinne des 
Sächsischen Wassergesetzes, das bei 
Niederschlägen (Regen, Schnee, Hagel) 
aus dem Bereich von bebauten und 
befestigten Flächen in die öffentliche 
Abwasserleitung unmittelbar oder 
mittelbar abfließt.

§ 3 Vertragsabschluss

(1)	Der Vertrag soll in Textform zwischen 
dem Benutzer im Sinne des § 2 Abs. 2 a 
und der WWZ GmbH abgeschlossen 
werden. Ist er auf andere Weise zustande 
gekommen, z. B. durch tatsächliche Inan-
spruchnahme, so hat die WWZ GmbH den 
Vertragsabschluss dem Benutzer unver-
züglich in Textform zu bestätigen. Im 
Vertrag oder in der Vertragsbestätigung 
ist auf die AEB hinzuweisen.

(2)	Steht das Eigentum an einem Grund-
stück den Mitgliedern einer Wohnungs-
eigentümergemeinschaft im Sinne des 
Wohnungseigentumsgesetzes zu, so 
kommt der Vertrag mit diesen zustande. 
Jeder Wohnungseigentümer haftet als 
Gesamtschuldner. 

ABSCHNITT I



AEB  WASSERWERKE ZWICKAU GMBH 7

ABSCHNITT I

Die Wohnungseigentümer verpflichten sich, 
den Verwalter oder eine andere Person zu 
bevollmächtigen, alle Rechtsgeschäfte aus 
dem Vertrag für die Wohnungseigentümer 
mit der WWZ GmbH wahrzunehmen und 
personelle Änderungen, die die Haftung 
der Wohnungseigentümer berühren, der 
WWZ GmbH unverzüglich mitzuteilen. Ein 
Wechsel des Bevollmächtigten ist unver-
züglich anzuzeigen. Ein Widerruf der 
Zustellbevollmächtigung ist nur möglich 
bei gleichzeitiger Benennung eines neuen 
Zustellbevollmächtigten. 
Wird kein Vertreter benannt, so sind die an 
einen Wohnungseigentümer abgegebenen 
Erklärungen der WWZ GmbH auch für die 
übrigen Eigentümer wirksam.

(3)	§ 3 Abs. 2 gilt entsprechend, wenn das 
Eigentum an dem entsorgten Grundstück 
mehreren Personen gemeinschaftlich 
zusteht (Gesamthandeigentum und Mitei-
gentum nach Bruchteilen).

(4)	Wohnt der Benutzer nicht im Inland, so hat 
er der WWZ GmbH einen im Inland ansäs-
sigen Zustellbevollmächtigten zu benennen. 
Ein Wechsel des Bevollmächtigten ist 
unverzüglich anzuzeigen. Ein Widerruf der 
Zustellbevollmächtigung ist nur möglich 
bei gleichzeitiger Benennung eines neuen 
Zustellbevollmächtigten.

(5)	Die WWZ GmbH ist verpflichtet, jedem 
neuen Benutzer bei Vertragsabschluss 

die dem Vertrag zugrunde liegenden AEB 
einschließlich der dazugehörenden Preisre-
gelungen und Preislisten auszuhändigen.

(6)	Antragsformulare für die Herstellung von 
Grundstücksanschlüssen stellt die WWZ 
GmbH bereit.

(7)	Gewerbliche oder behördliche Indirektein-
leiter mit Schmutz- bzw. Niederschlags-
wassereinleitungen gemäß Abwasserher-
kunftsverordnung sind verpflichtet, auf 
der Grundlage der Erhebungsbögen zum 
innerbetrieblichen Abwasserkataster mit 
der WWZ GmbH Indirekteinleiterverträge 
abzuschließen.

(8)	Beim Abschluss von Indirekteinleiterver-
trägen können von diesen AEB abwei-
chende Regelungen getroffen werden.

§ 4 Entwässerungsantrag

(1)	Der Entwässerungsantrag bzw. der Ände-
rungsantrag zum Entsorgungsvertrag ist bei 
der WWZ GmbH mit dem Antrag auf Bauge-
nehmigung einzureichen, wenn die Entwäs-
serungsgenehmigung/Änderungsgenehmi-
gung wegen eines genehmigungspflichtigen 
Bauvorhabens erforderlich wird. In den 
Fällen des § 3 Abs. 3 der Abwassersatzung 
ist der Entwässerungsantrag spätestens 
zwei Monate nach der Aufforderung zum 
Abschluss des Entsorgungsvertrages vorzu-
legen. Bei allen anderen Vorhaben ist der 
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Entwässerungsantrag 2 Monate vor deren 
geplanten Beginn einzureichen.

(2)	Der Antrag auf den Anschluss an eine 
öffentliche Abwasseranlage muss auf 
einem gesonderten, bei der WWZ GmbH 
erhältlichen Vordruck gestellt werden.

(3)	Die WWZ GmbH kann weitere Unterlagen 
fordern, wenn diese zur Bearbeitung des 
Entwässerungsantrages erforderlich sind.

(4)	Der Entwässerungsantrag und die einge-
reichten Antragsunterlagen (Beschreibung 
des Vorhabens, Zeichnungen) müssen mit 
Datumsangabe von den Benutzern und von 
den Entwurfsverfassern unterschrieben sein.

(5)	In den Fällen des § 3 der Abwassersat-
zung (Anschluss- und Benutzungszwang) 
und des § 15 Abs. 6 Abwassersatzung 
(Stilllegung) bedarf es keiner Antrag-
stellung durch den Betroffenen. Dies 
entbindet den Benutzer jedoch nicht von 
der Verpflichtung, die in Abs. 3 und 4 
genannten sonstigen erforderlichen Unter-
lagen bei der WWZ GmbH einzureichen.

§ 5 Genehmigung

(1)	Die WWZ GmbH erteilt nach den Bestim-
mungen dieser AEB die Genehmigung zum 
Anschluss der Grundstücksentwässerungsan-
lage an eine öffentliche zentrale Abwasseran-
lage und deren Benutzung. Änderungen der 

Grundstücksentwässerungsanlage, der der 
Genehmigung zugrunde liegenden Abwas-
serverhältnisse oder des Anschlusses an die 
öffentliche Abwasseranlage bedürfen eben-
falls einer Genehmigung.

(2)	Die Genehmigung kann nur auf Antrag des 
Benutzers, der der Textform entsprechen 
muss, erteilt werden. In den Fällen der 
§§ 3 und 15 Abs. 5 Abwassersatzung wird 
die Genehmigung nach Einreichung der er- 
forderlichen Unterlagen erteilt.

(3)	Die WWZ GmbH entscheidet, ob und 
in welcher Weise das Grundstück anzu-
schließen ist. Sie kann Untersuchungen 
der Abwasserbeschaffenheit sowie Begut-
achtungen der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen durch Sachverständige 
verlangen, sofern das zur Entscheidung 
über den Entwässerungsantrag erforderlich 
erscheint. Die Kosten hat der Benutzer zu 
tragen. 
In den Fällen des § 3 Abs. 6 Abwasser-
satzung entscheidet die WWZ GmbH, ob 
ein Anschluss erfolgen kann. Dies kommt 
grundsätzlich nur dann in Betracht , wenn 
der nach § 3 Abs. 1 und 2 Abwassersat-
zung Verpflichtete den für den Bau des 
öffentlichen Kanals entstehenden Aufwand 
übernimmt und auf Verlangen angemes-
sene Sicherheit leistet. Einzelheiten, insbe-
sondere die Frage, wer den Unterhaltungs- 
und Erneuerungsaufwand trägt, werden 
durch einen gesonderten Vertrag geregelt, 
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ABSCHNITT I

den der nach Abs. 1 und 2 Verpflichtete mit 
der WWZ GmbH schließt.

(4)	Die Genehmigung wird ungeachtet privater 
Rechte erteilt und lässt diese unberührt. 
Sie gilt auch für und gegen die Rechts-
nachfolger des Benutzers. Sie ersetzt nicht 
Erlaubnisse und Genehmigungen, die für 
den Bau oder Betrieb der Grundstücksent-
wässerungsanlage nach anderen Rechts-
vorschriften erforderlich sind.

(5)	Die WWZ GmbH kann die Genehmigung 
unter Bedingungen und Auflagen befristet, 
unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufes sowie der nachträglichen 
Einschränkung oder Änderung, erteilen.

(6)	Die WWZ GmbH kann eine Selbstüberwa-
chung der Grundstücksentwässerungs-
anlage nebst Vorlagepflicht der Untersu-
chungsergebnisse festsetzen.

(7)	Vor der Erteilung der Genehmigung darf 
mit der Herstellung oder Änderung der 

Grundstücksentwässerungsanlage nur 
begonnen werden, wenn und soweit die 
WWZ GmbH ihr Einverständnis erteilt hat.

(8)	Die Genehmigung erlischt, soweit im 
Entsorgungsvertrag nichts anderes 
festgelegt ist, wenn nicht innerhalb von 
2 Jahren nach ihrer Erteilung mit der 
Herstellung oder Änderung der Grund-
stücksentwässerungsanlage begonnen 
oder wenn die Ausführung 2 Jahre 
unterbrochen worden ist. Die Frist kann 
auf Antrag um höchstens 2 Jahre verlän-
gert werden. Danach ist der Antrag erneut 
zu stellen.

(9)	Bei der Nutzung eigener Wasserauf-
kommen bzw. bei Nutzung von Wasser von 
Dritten ist zur Berechnung des Abwasser-
entgeltes eine Mengenmessung mittels 
Zähler der WWZ GmbH vorzusehen. In 
diesen Fällen darf keine Verbindung 
zwischen der Anlage des Benutzers und 
der öffentlichen Trinkwasserversorgungs-
anlage bestehen.
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ABSCHNITT II

Bestimmungen für Grundstücke mit 
Anschluss an die öffentliche zentrale 
Abwasseranlage und für Grundstücke 
mit Kleinkläranlagen oder abflusslosen 
Gruben/Sammelgruben

§ 6 Für Grundstücke mit Kleinkläranlagen 
oder abflusslosen Gruben/Sammelgruben

(1)	Die WWZ GmbH übernimmt die Entsorgung 
der Grundstücksentwässerungsanlagen zu 
den Bedingungen der Abwassersatzung 
und dem jeweils gültigen Preisblatt der 
WWZ GmbH.

(2)	Die WWZ GmbH ist verpflichtet, die 
Entsorgung entsprechend der Abwasser-
satzung durchzuführen, vorausgesetzt, die 
in §§ 6 und 7 der Abwassersatzung fest-
gelegten Einleitungsbedingungen werden 
eingehalten.

(3)	Für mobile, gewerbsmäßige Abwasser-/
Fäkalienentsorgung gilt nicht die allge-
meine Pflicht zur Überlassung und 
Abnahme gem. der Abwassersatzung. Die 
Pflicht zur Abnahme und Behandlung 
der Inhalte aus mobilen Abwasserbehält-
nissen erstreckt sich nur auf die Entsor-
gungsmengen, die im Verbandsgebiet des 
RZV anfallen.

§ 7 Für Grundstücke mit Anschluss an eine 
zentrale Abwasseranlage

(1)	Für die Benutzung der öffentlichen zent-
ralen Abwasseranlagen gelten die in den 
Abs. 2 – 9 geregelten Benutzungsbe-
dingungen. Weitergehende Vorschriften 
bleiben unberührt.

(2)	Der Umfang der Benutzung beschränkt sich 
auf die Menge und Zusammensetzung des 
Abwassers, die Grundlage der Entwässe-
rungsgenehmigung waren.

(3)	Alle Abwässer dürfen grundsätzlich nur 
über die Grundstücksentwässerungsanlage 
eingeleitet werden.

(4)	In den nach dem Trennverfahren entwäs-
serten Gebieten darf Niederschlagswasser 
nur in den Niederschlagswasserkanal und 
Schmutzwasser nur in den Schmutzwasser-
kanal eingeleitet werden.

(5)	In die öffentlichen Abwasseranlagen 
dürfen solche Stoffe nicht eingeleitet 
werden, die die Kanalisation verstopfen 
oder zu Ablagerungen führen,

	giftige, übelriechende oder explosive 
Dämpfe oder Gase bilden,

	Bau- und Werkstoffe angreifen sowie 
die Abwasserreinigung und/oder die 

ABSCHNITT II
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ABSCHNITT II

Schlammbeseitigung beeinträchtigen.
Hierzu gehören insbesondere folgende 
Stoffe:

	Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchen-
abfälle, Treber, Hefe, Borsten, Lederreste, 
Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes 
Papier u. Ä. (Diese Stoffe dürfen auch in 
zerkleinertem Zustand nicht eingeleitet 
werden.);

	Kunstharz, Lacke, Dispersionsfarbreste, 
Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige 
und später erhärtende Abfälle sowie 
Bitumen, Teer und deren Emulsionen;

	Jauche, Gülle, Mist und Silagesickersaft;
	Kaltreiniger, die chlorierte Kohlenwas-
serstoffe enthalten oder die Ölabschei-
dung verhindern;

	Natriumsulfid, Eisen-II-Sulfat und andere 
spontan sauerstoffzehrende Stoffe;

	Pflanzenschutzmittel, Unkrautvernich-
tungsmittel;

	Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische 
und pflanzliche Öle und Fette, Blut und 
Molke;

	Säuren und Laugen (zulässiger 
pH-Bereich 6,5 – 10), chlorierte Kohlen-
wasserstoffe, Phosgen, Schwefelwasser-
stoff, Blausäure und Stickstoffwasser-
stoffsäure und deren Salze, Karbide, die 
Acetylen bilden sowie ausgesprochen 
toxische Stoffe.

Falls Stoffe dieser Art in geringen Konzent-
rationen anfallen und dabei die in Anlage 1 
genannten Einleitungswerte nicht über-
schritten werden, gilt das Einleitungs-

verbot nicht; das Verdünnungs- und Vermi- 
schungsverbot des Abs. 7 f bleibt von 
dieser Regelung unberührt. 
Darüber hinaus ist die Einleitung von 
Oberflächen-, Grund- und Sickerwasser 
grundsätzlich untersagt. Bestehende 
Anlagen sind innerhalb von 6 Monaten 
nach Veröffentlichung dieser AEB der WWZ 
GmbH anzuzeigen.

(6)	Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen 
darf nur eingeleitet werden, wenn es 
dem Gesetz zum Schutz vor der schäd-
lichen Wirkung ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzgesetz – StrlSchG vom 
27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 
(BGBl. I S. 1966) geändert worden ist) 
und der Verordnung zum Schutz vor der 
schädlichen Wirkung ionisierender Strah-
lung (Strahlenschutzverordnung – StrlSchV 
vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2034, 
2036)) entspricht.

(7)	Die WWZ GmbH kann die Einleitung von 
Abwässern außergewöhnlicher Art und 
Menge versagen oder von einer Vorbe-
handlung oder Speicherung abhängig 
machen und an folgende Bedingungen 
knüpfen, insbesondere folgende:
a)	Abwässer – insbesondere aus Industrie- 

und Gewerbebetrieben oder vergleich-
baren Einrichtungen (z. B. Kranken-
häuser) – dürfen, abgesehen von den 
übrigen Begrenzungen des Benutzer-
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rechtes, nur eingeleitet werden, wenn 
sie in der Stichprobe i. S. v. e) die in 
Anlage 1, die Bestandteil dieser AEB 
ist, aufgeführten Einleitungswerte 
nicht überschreiten.

b)	Höhere Einleitungswerte können (abge-
sehen von den übrigen Begrenzungen 
des Benutzungsrechtes) im Einzelfall – 
nur befristet unter Bedingungen und 
Auflagen sowie unter dem Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufes – zugelassen 
werden, wenn nach den Besonder-
heiten des Falles die schädlichen Stoffe 
und Eigenschaften der Abwässer für 
die öffentlichen Abwasseranlagen, die 
darin beschäftigten Personen oder die 
Abwasser- und Schlammbehandlung und 

-verwertung zumutbar sind.
c)	Geringere Einleitungswerte können im 

Einzelfall festgesetzt und die Einhal-
tung der festgesetzten Einleitungswerte 
kann angeordnet werden, soweit dies 
nach den Umständen des Falles geboten 
erscheint, um eine Gefährdung der 
öffentlichen Abwasseranlagen oder der 
in den Anlagen beschäftigten Personen 
eine Beeinträchtigung der Benutzbarkeit 
der Anlagen oder eine Erschwerung der 
Abwasserbehandlung sowie der land-
wirtschaftlichen Klärschlammverwertung 
zu verhüten. Das Einleiten oder Einbrin- 
gen von Stoffen, welche die niedrigeren 
Einleitungswerte überschreiten, fällt im 
Geltungsbereich der Anordnung unter 
die Einleitungsverbote der Anlage 1.

d)	Die Grenzwerte gelten an der Abwas-
seranfallstelle (am Ort des Entstehens) 
oder am Ablauf der Abwasservorbehand-
lungsanlage vor einer Vermischung mit 
anderen Betriebsabwässern.

e)	Der jeweilige Grenzwert der Anlage 1 
gilt als eingehalten, wenn die Ergeb-
nisse der letzten fünf durchgeführten 
Überprüfungen in vier Fällen diesen 
Wert nicht überschreiten und kein 
Ergebnis diesen Wert um 100 v. H. 
übersteigt. Überprüfungen, die länger 
als drei Jahre zurückliegen, bleiben 
unberücksichtigt.

f)	Die Verdünnung oder Vermischung von 
Abwasser zur Erhaltung der Einleitungs-
grenzwerte oder Umgehung der Einlei-
tungsverbote ist unzulässig. Ein Mischen 
zum Zwecke der Abwasserbehandlung 
(Neutralisation) kann in der Genehmi-
gung erlaubt werden.

g)	Fällt auf dem Grundstück Abwasser 
in Teilströmen mit erheblich unter-
schiedlicher Belastung an, so können 
Anforderungen an einzelne Teilströme 
gestellt werden.

h)	Die WWZ GmbH kann im Einzelfall 
auch Höchstmengen der Stofffracht 
für die Einleitung festsetzen, um eine 
Gefährdung der Abwasseranlagen oder 
Erschwerung der Abwasserreinigung und 
Klärschlammbehandlung zu verhindern. 
Für vorstehend nicht aufgeführte Stoffe 
werden im Bedarfsfall die Einleitungs-
werte festgesetzt.

ABSCHNITT II
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(8)	Ist damit zu rechnen, dass das anfallende 
Abwasser nicht den Anforderungen gemäß 
den vorstehenden Regelungen entspricht, 
so sind geeignete Vorbehandlungsanlagen 
zu errichten und zu betreiben. Im Rahmen 
der Genehmigung gemäß § 5 Abs. 1 wird 
auf Antrag der Bau und Betrieb von Vorbe-
handlungsanlagen, die dem Stand der 
Technik zu entsprechen haben, geneh-
migt. Die WWZ GmbH kann Maßnahmen 
zur Rückhaltung des Abwassers oder von 
Abwasserteilströmen verlangen, wenn die 
Vorbehandlung zeitweise unzureichend 
erfolgt oder stark kontaminierte Abwässer 
bei Störfällen oder Bränden auftreten 

und in die öffentlichen Abwasseranlagen 
gelangen können.

 
(9)	Werden auf dem Grundstück Stoffe oder 

Abwässer im Sinne der Abs. 5 und 6 
sowie der Anlage 1 unzulässigerweise 
in die öffentliche zentrale Abwasser-
anlage eingeleitet, ist die WWZ GmbH 
berechtigt, auf Kosten des Benutzers die 
dadurch entstehenden Schäden in der 
Abwasseranlage zu beseitigen, Untersu-
chungen und Messungen des Abwassers 
vorzunehmen und selbsttätige Messge-
räte mit den dafür erforderlichen Kontroll-
schächten einbauen zu lassen.

ABSCHNITT III

Besondere Bestimmungen für öffentliche 
zentrale Abwasseranlagen

§ 8 Anschlusskanal, Grundstücksentwässe-
rungsanlage

(1)	Jedes Grundstück soll für Schmutz- und 
Niederschlagswasser einen unmittelbaren 
Anschluss an die Abwasseranlagen der WWZ 
GmbH haben. Die Lage und die lichte Weite 
des Anschlusskanals und die Anordnung des 
Revisionsschachtes auf dem Grundstück des 
Benutzers bestimmt die WWZ GmbH.

(2)	Wird ausnahmsweise die gemeinsame 
Nutzung eines Anschlusskanals für mehrere 
Grundstücke zugelassen, müssen die betei-
ligten Grundstückseigentümer die Verlegung, 
Unterhaltung und Benutzung der Grund-
stücksentwässerungsanlagen auf dem jeweils 
fremden Grundstück durch die Eintragung 
einer dinglichen Sicherung gewährleisten.

(3)	Die WWZ GmbH stellt den Anschluss-
kanal einschließlich des Revisions-
schachtes, soweit ein solcher erforder-
lich ist, her oder lässt den Anschlusskanal 
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durch beauftragte Fachfirmen herstellen. 
Der Benutzer entrichtet für diese Leis-
tungen ein Entgelt gemäß dem Preisblatt 
der WWZ GmbH. Dasselbe gilt für Ände-
rungen des Anschlusskanals. Auf der Grund-
lage des § 15 Abs. 2 der Abwassersatzung 
des RZV ist die WWZ GmbH berechtigt, mit 
dem Bau des Anschlusskanals einen Teil der 
privaten Grundstücksentwässerungsanlage, 
einschließlich der Schächte mit den erfor-
derlichen Messeinrichtungen, herzustellen 
und zu erneuern. Der hierfür erforderliche 
Aufwand ist der WWZ GmbH vom Benutzer 
zu ersetzen. Den Teil des Anschlusses, der 
nicht zum Anschlusskanal gehört und somit 
Bestandteil der Grundstücksentwässerungs-
anlage ist, stellt der Benutzer auf eigene 
Kosten her oder lässt ihn durch Dritte auf 
eigene Kosten herstellen. Dasselbe gilt bei 
Änderungen, Erneuerungen, Reparatur und 
Unterhaltung der Grundstücksentwässe-
rungsanlage. Der Benutzer ist Eigentümer 
der Grundstücksentwässerungsanlage.

(4)	Ergeben sich bei der Ausführung des 
Anschlusskanals unvorhersehbare Schwie-

rigkeiten, die auch ein Abweichen von 
dem genehmigten Plan erfordern können, 
so hat der Benutzer den dadurch für die 
Anpassung seiner Grundstücksentwäs-
serungsanlage entstehenden Aufwand 
zu tragen. Der Benutzer kann keine 
Ansprüche geltend machen für Nachteile, 
Erschwernisse und Aufwand, die durch 
solche Änderungen des Anschlusskanals 
beim Bau und Betrieb der Grundstücks-
entwässerungsanlage entstehen. Eine 
Abweichung vom genehmigten Plan ist 
nur nach vorheriger Zustimmung der WWZ 
GmbH zulässig.

(5)	Die WWZ GmbH hat den Anschlusskanal 
zu unterhalten und bei Abflussproblemen 
entsprechende Maßnahmen zur Beseiti-
gung dieser Abflussprobleme zu ergreifen. 
Die Kosten für diese Maßnahmen trägt 
grundsätzlich der Benutzer, es sei denn, die 
Ursache der Abflussprobleme rührt nach-
weislich nicht von ihm her.

(6)	Der Benutzer darf den Anschlusskanal nicht 
verändern oder verändern lassen.
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ABSCHNITT IV

Besondere Bestimmungen für Grund-
stücksentwässerungsanlagen

§ 9 Bau von Grundstücksentwässerungs-
anlagen
 
(1)	Die Grundstücksentwässerungsanlagen 

sind nach dem Stand der Technik, insbe-
sondere nach den Vorschriften des Säch-
sischen Wassergesetzes und der Sächsi-
schen Bauordnung in der jeweils gültigen 
Fassung und den danach erlassenen 
Verordnungen und sonstigen einschlä-
gigen Bauvorschriften, DIN-Vorschriften 
und EU-Richtlinien sowie nach den Bestim-
mungen dieser AEB herzustellen, zu unter-
halten und zu betreiben.

(2)	Vorbehandlungsanlagen sind so anzulegen, 
dass ein Entsorgungsfahrzeug mit einem 
zulässigen Gesamtgewicht von 30 Tonnen 
ungehindert anfahren und die Vorbehand-
lungsanlage mit einer Saugschlauchlänge 
von höchstens 15 Metern ohne Weiteres 
entsorgt werden kann.

(3)	Die Herstellung von Rohrgräben, das 
Verlegen der Grundstücksentwässerungs-
anlagen bis zur öffentlichen Abwasseran-
lage sowie das Verfüllen der Rohrgräben 
haben dem Stand der Technik entspre-
chend zu erfolgen.

(4)	Die Inbetriebnahme der Grundstücksent-
wässerungsanlage bedarf der Zustim-
mung der WWZ GmbH, die der Textform 
entsprechen muss. Diese ist grundsätz-
lich erst nach Fertigstellung der Anlage 
und deren Abnahme durch die WWZ 
GmbH zu erteilen. Die WWZ GmbH 
kann jedoch mit der Anschlussgeneh-
migung (§ 5) zugleich die Inbetrieb-
nahme genehmigen. Insbesondere in 
diesem Falle kann die WWZ die Inbe-
triebnahmegenehmigung mit Auflagen 
verbinden. So kann etwa bestimmt 
werden, dass der Benutzer spätestens 
einen Monat vor Inbetriebnahme diese 
bei der WWZ GmbH in Textform anzu-
zeigen hat. Die Abnahme der privaten 
Grundstücksentwässerungsanlage befreit 
den Bauherrn, den Planverfasser, den 
Bauleiter und den ausführenden Unter-
nehmer nicht von ihrer Verantwortlich-
keit für die vorschriftsmäßige und fehler-
freie Ausführung der Arbeiten.

(5)	Die Grundstücksentwässerungsanlage ist 
stets in einem einwandfreien und betriebs-
fähigen Zustand zu erhalten. Werden 
Mängel festgestellt, so kann die WWZ 
GmbH fordern, dass die Grundstücksent-
wässerungsanlage auf Kosten des Benut-
zers in den vorschriftsmäßigen Zustand 
gebracht wird.

ABSCHNITT IV
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(6)	Entsprechen vorhandene Grundstücksent-
wässerungsanlagen nicht den Vorgaben 
des Abs. 1, so hat der Benutzer die erfor-
derlichen Anpassungsmaßnahmen im 
Einvernehmen mit der WWZ GmbH durch-
zuführen. Der Benutzer ist ebenfalls 
verpflichtet, die Grundstücksentwässe-
rungsanlage im Einvernehmen mit der 
WWZ GmbH auf seine Kosten anzupassen, 
wenn Änderungen an der öffentlichen 
Abwasseranlage das erforderlich machen. 
Zur Ausführung von Maßnahmen gemäß 
Satz 1 und Satz 2 ist dem Benutzer eine 
angemessene Frist zu setzen. Die Anpas-
sungsmaßnahmen sind entsprechend Abs. 
3 und 4 abzunehmen.

(7)	Revisionsöffnungen (Reinigungsöffnungen) 
sind im Gebäude in Fallleitungen unmit-
telbar vor dem Übergang zur Sammel- oder 
Grundleitung einzubauen. Weitere Revi-
sionsöffnungen innerhalb von Sammel- 
und Grundleitungen sind nach den jeweils 
einschlägigen DIN-Vorschriften vorzusehen.

§ 10 Überwachung der Grundstücksent-
wässerungsanlage
 
(1)	Der WWZ GmbH oder Beauftragten der 

WWZ GmbH ist zur Überprüfung der Frage, 
ob eine entsorgungspflichtige Grundstücks-
entwässerungsanlage vorliegt, die Rege-
lungen dieser AEB und die Vorschriften 
der Abwassersatzung des RZV eingehalten 
werden oder zur unaufschiebbaren Besei-

tigung von Störungen unverzüglich und 
ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu 
den Abwasservorbehandlungsanlagen und 
zu den Abwasseranfallstellen zu gewähren. 
Dabei dürfen gemäß § 18 Abs. 2 der 
Abwassersatzung des RZV Wohnungen nur 
mit Einwilligung des Berechtigten, Betriebs- 
und Geschäftsräume auch ohne Einwilli-
gung, während der Betriebszeit, betreten 
werden. Die WWZ GmbH oder ihre Beauf-
tragten sind berechtigt, notwendige 
Maßnahmen anzuordnen, insbesondere das 
eingeleitete oder einzuleitende Abwasser 
zu überprüfen und Proben zu entnehmen. 
Bei Überschreiten von Grenzwerten ist die 
Untersuchung kostenpflichtig.

(2)	Alle Teile der Grundstücksentwässe-
rungsanlage, insbesondere Vorbe-
handlungsanlagen, Revisionsschächte, 
Rückstauverschlüsse sowie Abwasser-
behandlungsanlagen, müssen jederzeit 
zugänglich sein und sind auf Verlangen der 
WWZ GmbH zu öffnen.

(3)	Der Benutzer ist verpflichtet, alle zur 
Prüfung der Grundstücksentwässerungs-
anlage geforderten Auskünfte zu erteilen 
sowie die entsprechenden Unterlagen zur 
Einsichtnahme bereitzuhalten. Weiter ist 
der Benutzer verpflichtet, die Eigenkont-
rollen und Wartungen der Kleinkläranlagen 
und abflusslosen Gruben/Sammelgruben 
auf Grundlage der Kleinkläranlagenverord-
nung durchzuführen. Dies hat der Benutzer 
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der WWZ GmbH wie folgt nachzuweisen im 
Sinne von § 19 Abs. 16 der Abwassersatzung:
a)	Der Benutzer hat der WWZ GmbH bei 

Kleinkläranlagen, für die die Wartung 
durch den Hersteller oder einen Fachbe-
trieb vorgeschrieben ist, die Wartungs-
protokolle zuzusenden.

b)	Bei sonstigen Kleinkläranlagen und 
abflusslosen Gruben/Sammelgruben 
erfolgt die Überwachung durch Einsicht-
nahme in das Betriebsbuch und Sichtkon-
trolle der Anlage anlässlich der Fäkal-
schlammabfuhr oder Entleerung der 
abflusslosen Gruben/Sammelgruben.

c)	Die anlässlich der Wartung zu erstel-
lenden Wartungsprotokolle haben 
mindestens die Angaben nach Anlage 2 
der vorliegenden AEB zu enthalten. Die 
Daten der Wartungsprotokolle sind 
unverzüglich nach der Wartung durch 
den Benutzer oder der von ihm beauf-
tragten Wartungsfirma auf elektroni-
schen Wege einzureichen. Die Über-
gabe muss nach den in der Anlage 2 
geregelten Vorgaben erfolgen. Weitere 
Angaben zu den möglichen Datenschnitt-
stellen und der Datenformatierung sind 
in den Hinweisen auf der Internetseite 
des Zweckverbandes (www.rzv-zwickau-
werdau.de) enthalten.

(4)	Wenn auf dem Grundstück Krankheits-
fälle auftreten, die gemäß Seuchenge-
setzgebung dem Gesundheitsamt ange-
zeigt werden müssen und deren Erreger 

durch den Grubeninhalt übertragen 
werden können, so haben die Benutzer den 
Grubeninhalt vor der Entsorgung auf ihre 
Kosten desinfizieren zu lassen.

§ 11 Sicherung gegen Rückstau
 
(1)	Abwasseraufnahmeeinrichtungen der 

privaten Grundstücksentwässerungsan-
lagen, z. B. Toiletten mit Wasserspülung, 
Bodenabläufe, Ausgüsse, Spülen, Wasch-
becken und dergl., die tiefer als die Rück-
stauebene liegen, müssen vom Benutzer 
auf seine Kosten gegen Rückstau gesi-
chert werden. Hierbei sind insbesondere 
die Anforderungen der DIN 1986 einzu-
halten. Rückstauebene ist in der Regel die 
Straßenoberfläche an der Anschlussstelle 
der Grundstücksentwässerung, allerdings 
gilt dies insbesondere nicht bei Hanggrund-
stücken und bei Grundstücken in unmittel-
barer Nähe von Hängen. Im Übrigen hat 
der Benutzer für rückstaufreien Abfluss 
des Abwassers zu sorgen. Die DIN und 
DIN EN-Normen sind im Beuth Verlag 
GmbH Berlin erschienen und beim Deut-
schen Patent- und Markenamt in München 
archivmäßig gesichert niedergelegt. Wird 
die Rückstausicherung durch Sperrvor-
richtungen hergestellt, sind diese dauernd 
geschlossen zu halten und dürfen nur bei 
Bedarf geöffnet werden.

(2)	Wo die Absperrvorrichtungen nicht 
dauernd geschlossen sein können oder die 

ABSCHNITT IV
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angrenzenden Räume unbedingt gegen 
Rückstau geschützt werden müssen, z. B. 
Wohnungen, gewerbliche Räume, Lager-
räume für Lebensmittel oder andere wert-
volle Güter, ist das Schmutzwasser mit 
einer automatisch arbeitenden Abwasser-
hebeanlage bis über die Rückstauebene zu 
heben und dann in die öffentliche Abwas-
seranlage zu leiten.

§ 12 Betrieb der Vorbehandlungsanlagen

(1)	Der Benutzer ist verpflichtet, Vorbehand-
lungsanlagen unter Berücksichtigung 
der Auflagen und Bedingungen, die sich 
aus diesen AEB ergeben, dem Stand der 
Technik entsprechend zu betreiben, zu über- 
wachen und zu unterhalten. In die Grund-
stücksentwässerungsanlage dürfen die in 
§ 7 Abs. 5 aufgeführten Stoffe nicht einge-
leitet werden. § 7 Abs. 8 bleibt unberührt. 
Enthält das Abwasser Stoffe entsprechend 
§ 7 Abs. 5 dieser AEB, ist eine Vorbehand-
lung nach dem Stand der Technik erfor-
derlich. Die Indirekteinleitervorschriften 
bleiben unberührt.

(2)	Die Einleitungswerte gemäß Anlage 1 
gelten für das behandelte Abwasser, wie 
es aus den Vorbehandlungsanlagen ohne 
nachträgliche Verdünnung abfließt (Anfall-
stelle). Hinter jeder Abwasservorbehand- 
lungsanlage muss in der Ablaufleitung 
eine leicht zugängliche Probennahmestelle 
vorhanden sein.

(3)	Die in Vorbehandlungsanlagen anfal-
lenden Leichtstoffe, Feststoffe, Schlämme 
oder sonstigen Rückstände sind so recht-
zeitig und DIN-gerecht, d. h. für Benzin- 
und Ölabscheider mindestens halbjähr-
liche Entleerung (DIN 1999) und für 
Fettabscheider mindestens monatliche 
Entleerung (DIN 4040), zu entsorgen, 
dass die Einleitungsbedingungen gemäß 
§ 7 Abs. 5 und 6 sowie Anlage 1 dieser 
AEB eingehalten werden.

(4)	Entsprechen vorhandene Vorbehandlungs-
anlagen nicht den Vorgaben des Abs. 1, so 
hat der Benutzer die erforderlichen Anpas-
sungsmaßnahmen im Einvernehmen mit 
der WWZ GmbH durchzuführen.

(5)	Die WWZ GmbH kann verlangen, dass vom 
Benutzer eine Person bestimmt und der 
WWZ GmbH in Textform benannt wird, die 
für die Bedienung der Vorbehandlungsan-
lagen verantwortlich ist.

(6)	Die Betreiber solcher Anlagen haben durch 
Eigenkontrolle zu gewährleisten, dass 
die Einleitungswerte für vorbehandeltes 
Abwasser eingehalten werden und die 
in diesen AEB von der Einleitung ausge-
nommenen Stoffe nicht in die öffentliche 
Abwasseranlage gelangen. Die Parameter 
und die dazu notwendige regelmäßige 
Überwachung (Eigenkontrolle) werden 
in den Indirekteinleiterbedingungen 
(IEB) zu dem jeweiligen Entsorgungsver-



AEB  WASSERWERKE ZWICKAU GMBH 19

GmbH festgelegt. Die Kosten der Kont-
rollen und Untersuchungen sind vom Indi-
rekteinleiter zu tragen. Der Indirekteinleiter 
hat ein Betriebstagebuch über die abwas-
serrelevanten Vorkommnisse und Entsor-
gungen zu führen und den Beauftragten 
der WWZ GmbH auf Verlangen vorzuzeigen.

(7)	Der Bau von Abwasservorbehandlungsan-
lagen für die Behandlung von nichthäus-
lichem Abwasser bedarf der Prüfung, und 
wenn erforderlich der Genehmigung der 
zuständigen Behörden.

ABSCHNITT V

trag festgelegt. Zum Nachweis der Einhal-
tung der Benutzungsbedingungen und der 
ordnungsgemäßen Abwasservorbehand-
lung ist der Indirekteinleiter verpflichtet, 
die Kontrolle seines eingeleiteten Abwas-
sers und seiner Vorbehandlungsanlagen 
einschließlich der Entsorgung sowie seiner 
Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen durch Beauftragte der 
WWZ GmbH zu dulden. Das Ergebnis ist 
von der WWZ GmbH zu protokollieren. Die 
Intervalle der Kontrollen einschließlich der 
Analysenparameter werden von der WWZ 

ABSCHNITT V

Besondere Bedingungen für die Beseiti-
gung des Niederschlagswassers

§ 13 Beseitigung von Niederschlagswasser
 
(1)	Die WWZ GmbH betreibt in ihrem Entsor-

gungsgebiet die Beseitigung des Nieder-
schlagswassers nach Maßgabe dieser 
AEB. Sie verfolgt dabei das Ziel, dass das 
auf öffentlichen und privaten Flächen 
anfallende Niederschlagswasser unter 
Ausschöpfung der Versickerungsfähig-
keit der Böden und der Reinigungsfähig-
keit der belebten und begrünten oberen 
Bodenschicht weitestgehend dezentral 
versickert wird.

(2)	Niederschlagswasser soll auf dem Grund-
stück beseitigt und/oder genutzt werden. 
Vorhandene Anschlusskanäle genießen 
Bestandsschutz und dürfen zur Ableitung 
von Niederschlagswasser benutzt werden, 
soweit für sie eine Genehmigung vorliegt 
und keine zusätzlich versiegelten Flächen 
angeschlossen werden.

(3)	Bei der Beseitigung des Niederschlags-
wassers auf dem Grundstück ist die Versi-
ckerungsfähigkeit des Grundstückes 
auszuschöpfen und dabei die Reinigungsfä-
higkeit der belebten und begrünten oberen 
Bodenschicht vollständig auszunutzen 
(oberirdische Versickerung).
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mitzuteilen. Entsprechend ist bei der 
Außerbetriebnahme zu verfahren.

(9)	Der Benutzer ist verpflichtet, alle zur 
Prüfung der Versickerungsanlage erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen sowie die 
entsprechenden Unterlagen zur Einsicht-
nahme bereitzuhalten. Die ordnungsge-
mäße Beseitigung des Niederschlagswas-
sers auf einem Grundstück ist nach dem 
Stand der Technik nachzuweisen.

(10) Zur Vermeidung von Überstauungen der 
Versickerungsanlagen und Regenrück-
halteeinrichtungen können Notüberläufe 
errichtet und auf Antrag eine Verbindung 
zur öffentlichen Abwasseranlage herge-
stellt werden. Die Notüberläufe dürfen 
erst bei einem Regenereignis mit n ≤ 0,2 
wirksam werden, wobei n = 1 die Wahr-
scheinlichkeit eines Regenereignisses 
angibt, die statistisch nur einmal in 5 
Jahren überschritten wird.

(11) Die Vorschriften des Sächsischen 
Nachbarschaftsrechtsgesetzes vom 
11. November 1997, insbesondere das nach-
barliche Rücksichtnahmegebot, bleiben von 
den Regelungen dieser AEB unberührt.

§ 14 Bewertung der versiegelten Flächen

(1)	Versiegelte Flächen sind alle überbauten 
und künstlich befestigten Flächen, von 
denen unmittelbar oder mittelbar Nieder-

(4)	In dem Umfang, in dem eine solche Versi-
ckerung ohne Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit möglich ist, besteht kein 
Anschluss- und Benutzungsrecht für die 
öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen.

(5)	Die WWZ GmbH kann eine Rückhaltung 
(dezentrale Speicherung und/oder Versicke-
rung) des Niederschlagswassers auf dem 
Grundstück fordern, wenn ein Anschluss 
an die öffentliche Abwasseranlage vorge-
nommen werden soll. Die WWZ GmbH kann 
den zulässigen Spitzenabfluss als maxi-
male Abflussspende vorgeben (l/s je ha 
Grundstücksfläche). Bei wesentlichen Ände-
rungen der Bebauung auf dem Grundstück 
kann dieser Wert neu festgelegt werden.

(6)	Der Bau und die Bemessung von Anlagen 
zur dezentralen Versickerung von nicht 
oder gering verschmutztem Niederschlags-
wasser hat entsprechend dem Regelwerk 
der Abwassertechnischen Vereinigung e.V. 
(ATV) – Arbeitsblatt 138 – zu erfolgen.

(7)	Alle für den Bau einer dezentralen Versi-
ckerungsanlage notwendigen baurechtli-
chen und wasserrechtlichen Bestimmungen 
sind einzuhalten und die Genehmigungen 
sind vom Benutzer selbst einzuholen.

(8)	Die Benutzer sind verpflichtet, die Inbe-
triebnahme der dezentralen Versicke-
rungsanlage innerhalb eines Monats nach 
Aufnahme der Benutzung der WWZ GmbH 
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Tabelle 2

den Versiegelungsgrad

repräsentierende  

Materialien

äquivalenter Abflusswert  

für den jeweiligen  

Versiegelungsgrad

in die Berechnung einfließender 

Faktor für den Grad der  

Versiegelung

– fugenlose Oberflächenbefesti

gungen aus Asphalt/Beton

– Pflasterstein- oder Plattenstein-

belag aus Beton oder Naturstein mit 

zement- oder bitumengebundenem 

Fugenverguss 

1,0 bis 0,70 1,0

– Pflasterstein- oder Plattenstein-

belag aus Beton oder Naturstein 

mit Rasenfugen, kies- oder splittge-

füllten Fugen

0,69 bis 0,35 0,5

–	Belag aus Rasengittersteinen

–	Kies-/Splittdecken

–	Rasen/Schotterrasen

< 0,35 0,0

schlagswasser in die öffentliche Abwasser-
anlage gelangen kann. Zu den überbauten 
Flächen gehören Gebäude und bauliche 
Anlagen im Sinne der SächsBauO.

(2)	Versiegelte Flächen, die aus der Überbauung 
durch Gebäude und bauliche Anlagen im 

Tabelle 1

den Versiegelungsgrad

repräsentierende  

Materialien

äquivalenter Abflusswert  

für den jeweiligen  

Versiegelungsgrad

in die Berechnung einfließender 

Faktor für den Grad der  

Versiegelung

– Dachflächen aller Deckungsmateria-

lien (außer begrünte Dächer)
1,0 bis 0,70 1,0

– extensiv begrünte Dachflächen 0,69 bis 0,35 0,5

– intensiv begrünte Dachflächen < 0,35 0,0

Sinne der SächsBauO resultieren, werden 
wie in Tabelle 1 aufgeführt klassifiziert.

(3)	Künstlich befestigte Flächen werden 
entsprechend den verwendeten 
Oberflächenmaterialien klassifiziert 
(Tabelle 2).
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(4) Wird eine Anlage zur Versickerung (z. B. 
Rigole, Mulde, Sickerschacht) von Nieder-
schlagswasser betrieben und hat diese 
Anlage einen Notüberlauf zu den öffentli-
chen Abwasseranlagen, so reduziert sich 
die Bemessungsfläche auf 10 v. H. der 
in diese Anlage entwässernden Fläche. 
Voraussetzung ist eine Bemessung der 
Anlage nach ATV – A 138 oder ein Stau-
volumen von mindestens 4 m³ je 100 m² 
angeschlossener zu entwässernder Fläche. 

(5) Wird eine Anlage zur Nutzung (Zisterne, 
ehemalige Fäkaliengrube o. Ä.) für Nieder-
schlagswasser betrieben und hat diese 
Anlage einen Notüberlauf zu den öffentli-
chen Abwasseranlagen, so reduziert sich 
die Bemessungsfläche wie folgt:
a) Anlage ausschließlich zur häuslichen 

Nutzung:  
Das Niederschlagswasser ist dauerhaft 
in diese Anlage einzuleiten. Eine Redu-
zierung der Bemessungsfläche findet nur 
statt, wenn die Anlage mindestens ein 
Speichervolumen von 4 m³ aufweist und 
das Mindeststauvolumen der Anlage 4 m³ 
je 100 m² (entspricht 0,04) angeschlos-
sener zu entwässernder Fläche beträgt. 
Sofern dieser Quotient aus Speicher-
größe zu angeschlossener zu entwäs-
sernder Fläche eingehalten wird, redu-
ziert sich der Faktor für die Fläche auf 
null. Wird der Quotient von 0,04 unter-
schritten und das Mindeststauvolumen 
dennoch eingehalten, so wird die darü-

berhinausgehende Fläche mit dem Faktor 
1,0 berechnet. Um das tatsächlich einge-
leitete Schmutzwasser zu ermitteln und 
berechnen zu können, ist ein separater 
Schmutzwasserzähler zur Ermittlung der 
aus der Anlage zur Niederschlagswas-
sernutzung entnommenen Wassermenge 
zur häuslichen Nutzung zu installieren. 
Mit der Installation hat der Benutzer 
auf eigene Kosten einen im Installateur-
verzeichnis der WWZ GmbH geführten, 
autorisierten Fachbetrieb zu beauftragen.

b) Anlage ausschließlich zur Gartenbewäs-
serung: 
Das Niederschlagswasser ist dauerhaft 
in diese Anlage einzuleiten. Eine Redu-
zierung der Bemessungsfläche findet nur 
statt, wenn die Anlage mindestens ein 
Speichervolumen von 4 m³ aufweist und 
das Mindeststauvolumen der Anlage 4 m³ 
je 100 m² (entspricht 0,04) angeschlos-
sener zu entwässernder Fläche beträgt. 
Sofern dieser Quotient aus Speicher-
größe zu angeschlossener zu entwäs-
sernder Fläche eingehalten wird, redu-
ziert sich der Faktor für die Fläche auf 
0,1. Wird der Quotient von 0,04 unter-
schritten und das Mindeststauvolumen 
dennoch eingehalten, so wird die darü-
berhinausgehende Fläche mit dem Faktor 
1,0 berechnet.

c) Anlage zur häuslichen Nutzung und 
Gartenbewässerung: 
Sofern eine Nutzungsanlage sowohl 
für die häusliche Nutzung als auch 
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zur Gartenbewässerung verwendet 
wird, kommen die Regelungen von 
§ 14 Abs. 5 a zur Anwendung. Falls 
mehrere Speicher parallel verwendet 
werden und diese nicht miteinander 
hydraulisch verbunden sind, gelten diese 
als eigenständige Nutzungsanlagen und 
sind demnach getrennt bei der Art der 
Nutzung zu betrachten.

(6) Wird eine Anlage zur Rückhaltung (Reten-
tion) von Niederschlagswasser mit gedros-
seltem Abfluss betrieben und hat diese 
Anlage einen Anschluss zu den öffentli-
chen Abwasseranlagen, so reduziert sich 
die Bemessungsfläche der in dieser Anlage 
zu entwässernden Fläche nicht. Das Nieder-
schlagswasser wird durch die Drosselvor-
richtung lediglich verzögert abgeleitet, 
sodass die angeschlossenen Flächen voll-
ständig abrechnungsrelevant sind.

(7) Die Erhebung der Daten für die Berech-
nung des Niederschlagswasserentgeltes 
erfolgt grundsätzlich über die Selbsterklä-
rung des Grundstückseigentümers.

(8) Die Benutzer haben alle für die Berech-
nung der Entgelte erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte 
des Verbandes und Mitarbeiter der WWZ 
GmbH das Grundstück betreten, um die 
Bemessungsgrundlagen festzustellen und 
zu überprüfen.

(9) Die WWZ GmbH behält sich vor, die 
Angaben auf den Selbsterklärungsfrage-
bögen zu überprüfen. Geht aus den abge-
gebenen Selbsterklärungsfragebögen 
der Anteil der versiegelten Fläche nicht 
exakt hervor, so kann die WWZ GmbH die 
Vorlage eines amtlichen Lageplanes mit 
Angabe sämtlicher versiegelter Flächen und 
deren Entwässerung verlangen bzw. auf 
Kosten des Benutzers die Erhebung selbst 
durchführen oder durchführen lassen.

(10) Wird der Fragebogen nicht in der gesetz-
ten Frist zurückgesandt bzw. enthält dieser 
Fragebogen keine prüffähigen Angaben, 
kann die WWZ GmbH die dem Nieder-
schlagswasserentgelt zugrunde liegende 
versiegelte Fläche schätzen bzw. entspre-
chend § 14 Abs. 8 die Erhebung selbst 
durchführen oder durchführen lassen.

(11) Soweit der Benutzer Änderungen 
vornimmt, die auf die Grundlage der 
Berechnung des Entgeltes Auswirkungen 
haben, hat er dies der WWZ GmbH unver-
züglich mitzuteilen. Hat der Benutzer eine 
Mitteilung über die vollzogene Änderung 
gemacht, so wird dies ab dem der Ände-
rungsmitteilung folgenden Monat bei der 
Berechnung des Entgeltes berücksichtigt. 
Die Änderungsmitteilung hat in Textform 
zu erfolgen.
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Durchführungsbestimmungen

§ 15 Grundstücksbenutzung

(1) Der Benutzer hat im Rahmen vertraglicher 
Regelungen für Zwecke der öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigung das Anbringen 
und Verlegen von Leitungen einschließ-
lich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von 
Schmutzwasser über seine im gleichen 
Entsorgungsgebiet liegenden Grundstücke 
sowie erforderliche Schutzmaßnahmen zuzu-
lassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, 

	 die an das Kanalnetz angeschlossen sind,
	 die vom Benutzer in wirtschaftlichem 

Zusammenhang mit der Schmutzwasserbe-
seitigung benutzt werden oder

	 für die die Möglichkeit der Entsorgung 
sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Diese 
Pflicht entfällt, wenn die Inanspruchnahme 
der Grundstücke den Benutzer mehr als 
notwendig oder in unzumutbarer Weise 
belasten würde. Der WWZ GmbH sind 
diese Durchleitungsrechte im Grundbuch 
auf ihre Kosten abzusichern.

(2) Der Benutzer ist rechtzeitig über Art und 
Umfang der beabsichtigten Inanspruch-
nahme des Grundstückes zu benachrich-
tigen. Die Kosten der Maßnahme trägt die 
WWZ GmbH. Die WWZ GmbH ist nach 
Abschluss der Bau- und Instandhaltungs-

maßnahmen zur Beseitigung im Zusam-
menhang mit der Ausführung der Arbeiten 
entstandener Schäden und zur Herstellung 
des vorherigen Zustandes der Grundstücks-
oberfläche auf ihre Kosten verpflichtet.

(3) Wird die Entsorgung eingestellt, so hat 
der Benutzer die Entfernung oder die 
Schließung der Einrichtungen zu gestatten 
oder sie auf Verlangen der WWZ GmbH 
noch 5 Jahre unentgeltlich zu dulden, es 
sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet 
werden kann. 

§ 16 Beseitigung alter Anlagen

Ein Abbruch eines mit einem Grundstücksan-
schluss versehenen Gebäudes ist der WWZ 
GmbH mindestens 2 Wochen vor Beginn der 
Abbrucharbeiten anzuzeigen. Bei Abbruch 
eines mit einem Grundstücksanschluss verse-
henen Gebäudes wird der Grundstücksan-
schluss durch die WWZ GmbH verschlossen 
oder beseitigt, es sei denn, dass der Anschluss 
für ein neu zu errichtendes Gebäude wieder 
verwendet werden soll und nach seinem 
Zustand dazu geeignet ist. Die Kosten für das 
Verschließen oder Beseitigen eines Anschlusses 
hat der Benutzer zu tragen, es sei denn, dass 
mit dem Verschließen oder der Beseitigung 
des Anschlusses zugleich eine Beendigung des 
jeweiligen Vertragsverhältnisses verbunden ist.
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§ 17 Technische Bedingungen

Die WWZ GmbH ist berechtigt, weitere tech-
nische Anforderungen an die Grundstücks-
entwässerungsanlage sowie an deren Betrieb 
festzulegen, soweit dies aus Gründen der 
sicheren und störungsfreien Schmutz- und 
Niederschlagswasserbeseitigung notwendig 
ist. Diese Anforderungen müssen dem Stand 
der Technik entsprechen.

§ 18 Anzeige- und Auskunftspflicht

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraus-
setzungen des Anschlusszwanges 
(§ 3 der Abwassersatzung), so hat der 
Benutzer dies unverzüglich der WWZ 
GmbH mitzuteilen. 

(2) Gelangen gefährliche oder schädliche 
Stoffe in eine der Abwasseranlagen, so 
ist die WWZ GmbH unverzüglich durch 
den Benutzer – mündlich oder fernmünd-
lich, anschließend zudem in Textform – 
zu unterrichten.

(3) Der Benutzer hat Betriebsstörungen oder 
Mängel am Grundstücksanschluss unver-
züglich – mündlich oder fernmündlich, 
anschließend zudem in Textform – der 
WWZ GmbH mitzuteilen.

(4) Beim Wechsel des Eigentums an einem 
Grundstück hat der bisherige Benutzer 
die Rechtsänderung unverzüglich der 

WWZ GmbH in Textform mitzuteilen. 
Zu dieser Mitteilung ist auch der neue 
Benutzer verpflichtet.

(5) Der Benutzer hat der WWZ GmbH recht-
zeitig in Textform mitzuteilen, wenn sich 
Beschaffenheit oder Menge der anfal-
lenden Abwässer erheblich ändern.

(6) Den Abbruch eines an die öffent-
liche Abwasseranlage angeschlossenen 
Gebäudes hat der Benutzer der WWZ 
GmbH rechtzeitig vorher in Textform mitzu-
teilen, damit entsprechende Maßnahmen 
i. S. des § 16 dieser AEB eingeleitet und 
durchgeführt werden können. Vorste-
hendes gilt sinngemäß im Falle der Zerstö-
rung eines Gebäudes.

(7) Der Benutzer hat der WWZ GmbH alle für 
die Preisfestsetzung relevanten Auskünfte 
auf Verlangen mitzuteilen. 

(8) Der Benutzer hat jegliche abrechnungsre-
levante Änderungen (z. B. Änderungen der 
Wohneinheitenanzahl, des Verbrauchsver-
haltens, der Rechnungsanschrift, Einbau 
eines Gartenwasserzählers, Inbetriebnahme 
eines privaten Brunnens u. Ä.) unverzüglich, 
spätestens jedoch 4 Wochen nach Eintritt 
der Änderung, schriftlich oder in Textform 
der WWZ GmbH mitzuteilen.
Kommt der Benutzer dem nicht und/oder 
nicht rechtzeitig nach, hat er den hier-
durch der WWZ GmbH entstehenden 
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Mehraufwand (z. B. für rückwirkende 
Rechnungskorrekturen) zu ersetzen. Dies 
gilt nicht, wenn der Benutzer unver-
schuldet daran gehindert war, die Ände-
rungen rechtzeitig mitzuteilen.

§ 19 Indirekteinleiterkataster

(1) Die WWZ GmbH führt ein Indirekteinleiter-
kataster gemäß sächsischer Eigenkontroll-
verordnung.

(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des 
Abs. 1 sind der WWZ GmbH mit dem 
Entwässerungsantrag nach § 4 dieser 
AEB, bei bestehenden Anschlüssen binnen 
3 Monaten nach Inkrafttreten dieser AEB, 
die abwassererzeugenden Betriebsvor-
gänge entsprechend dem Erhebungsbogen 
zum Abwasserkataster zu benennen. Auf 
Anforderung der WWZ GmbH hat der 
Benutzer weitere für die Erstellung des 
Indirekteinleiterkatasters erforderliche 
Auskünfte zu geben.

(3) Die Indirekteinleiter sind verpflichtet, 
der WWZ GmbH für die Erfüllung der in 
Abs. 1 und 2 beschriebenen Aufgaben ihre 
Abwasserkataster zur Verfügung zu stellen.

§ 20 Haftung

(1) Für Schäden, die durch AEB-widrige Benut-
zung oder sonstiges AEB-widriges Handeln 
entstehen, haftet der Verursacher. Dies 

gilt insbesondere, wenn entgegen dieser 
AEB schädliche Abwässer oder sonstige 
Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen 
eingeleitet werden. Ferner hat der Verur-
sacher die WWZ GmbH von allen Ersatzan-
sprüchen freizustellen, die andere bei ihr 
deswegen geltend machen.

(2) Der Benutzer haftet außerdem für alle 
Schäden und Nachteile, die der WWZ GmbH 
durch den mangelhaften Zustand der Grund-
stücksentwässerungsanlage, ihr vorschrifts-
widriges Benutzen und ihr unsachgemäßes 
Bedienen entstehen. Ferner hat der Benutzer 
die WWZ GmbH von allen Ersatzansprüchen 
freizustellen, die andere bei ihr deswegen 
geltend machen.

(3) Wer unbefugt Abwassereinrichtungen 
der WWZ GmbH betritt oder benutzt oder 
Eingriffe an ihnen vornimmt, haftet für 
entstehende Schäden.

(4) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungs-
bedingungen dieser AEB die Erhöhung der 
Abwasserabgabe verursacht, hat der WWZ 
GmbH, die den entsprechenden Nachweis 
erbringen muss, den erhöhten Betrag der 
Abwasserabgabe zu erstatten.

(5) Mehrere Verursacher haften als Gesamt-
schuldner.

(6) Für Schäden, die ein Benutzer durch Unter-
brechung der Abwasserentsorgung oder 

ABSCHNITT VI
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durch Unregelmäßigkeiten in der Entsor-
gung erleidet, haftet die WWZ GmbH aus 
Vertrag oder unerlaubter Handlung im Falle 
a) der Tötung oder Verletzung des Körpers 

oder der Gesundheit des Benutzers, es 
sei denn, dass der Schaden von der WWZ 
GmbH oder einem Erfüllungs- oder Verrich-
tungsgehilfen weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verursacht worden ist,

b) der Beschädigung einer Sache, es sei 
denn, dass der Schaden weder durch 
Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit 
der WWZ GmbH oder eines Erfüllungs- 
oder Verrichtungsgehilfen verursacht 
worden ist,

c) eines Vermögensschadens, es sei 
denn, dass dieser weder durch Vorsatz 
noch durch grobe Fahrlässigkeit der 
Geschäftsführung der WWZ GmbH oder 
eines vertretungsberechtigten Organs 
oder Gesellschafters verursacht worden 
ist. § 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzli-
chem Handeln von Verrichtungsgehilfen 
anzuwenden. Der Benutzer hat den 
Schaden unverzüglich der WWZ GmbH 
mitzuteilen.

(7) Bei Mängeln oder Schäden, die unmit-
telbar oder mittelbar durch Rückstau 
infolge von Naturereignissen wie Hoch-
wasser, Starkniederschlag, Schneeschmelze, 
durch Hemmungen im Wasserablauf oder 
durch rechtswidrige Eingriffe Dritter 
hervorgerufen werden, hat der Benutzer 

keinen Anspruch auf Schadenersatz oder 
Entschädigung.  
Die Verpflichtung des Grundstückseigentü-
mers zur Sicherung gegen Rückstau (§ 11) 
bleibt unberührt.

(8) Abs. 6 ist auch auf Ansprüche eines Benut-
zers anzuwenden, die dieser gegen ein für 
die WWZ GmbH tätiges drittes Abwasser-
entsorgungsunternehmen aus unerlaubter 
Handlung geltend macht. Die WWZ GmbH 
ist verpflichtet, dem Benutzer auf Verlangen 
über die mit der Schadensverursachung 
durch ein drittes Unternehmen zusammen-
hängenden Tatsachen insoweit Auskunft 
zu geben, als sie ihr bekannt sind und von 
ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt werden 
können und ihre Kenntnis zur Geltendma-
chung des Schadensersatzes erforderlich ist.

(9) Eine Haftung nach den Vorschriften des 
Haftpflichtgesetzes bzw. des Gesetzes 
über die Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden (Umweltschadensgesetz) 
bleibt unberührt.

(10) Der Benutzer hat die WWZ GmbH von 
allen Ansprüchen Dritter freizuhalten, 
soweit die WWZ GmbH nicht entsprechend 
Abs. 6 haftet.

§ 21 Verjährung

Für die Verjährung gelten die gesetzlich fest-
gelegten Fristen.
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§ 22 Vertragsstrafe

(1) Verstößt der Benutzer oder sein Erfül-
lungsgehilfe vorsätzlich oder grob fahr-
lässig gegen eine ihm nach diesen AEB 
obliegende Verpflichtung, insbesondere 
die zur Entgeltberechnung notwendigen 
Angaben zu machen, so kann die WWZ 
GmbH eine Vertragsstrafe verlangen. Die 
Vertragsstrafe beträgt höchstens das Drei-
fache des Betrags, der sich aus der Diffe-
renz von tatsächlich gezahltem Entgelt 
und dem Entgelt ergibt, das der Benutzer 
entsprechend dem gültigen Preisblatt 
bei ordnungsgemäßer Erfüllung seiner 
Verpflichtung nach den für ihn maßgeb-
lichen Entgelten zu zahlen gehabt hätte. 
Können Verbrauch oder andere Vergleichs-
mengen des Benutzers nicht ermittelt 
werden, so ist der Abwasseranfall vergleich-
barer Benutzer zugrunde zu legen. Ist der 
Beginn des Verstoßes nicht nachzuweisen, 
so kann die Vertragsstrafe nach vorste-
henden Grundsätzen über einen festge-
stellten Zeitraum hinaus längstens für ein 
Jahr erhoben werden.

(2) EineVertragsstrafe kann ferner verlangt 
werden, wenn von dem Benutzer oder 
seinem Erfüllungsgehilfen vorsätzlich oder 
grob fahrlässig
1. entgegen § 5 Abs. 9 eine Verbindung 

zwischen der Anlage des Benutzers und 
der öffentlichen Trinkwasserversorgungs-
anlage hergestellt wird oder wurde,

2. entgegen § 7 Abs. 5 und 6 von der Einlei-
tung ausgeschlossene Abwässer oder 
Stoffe in die öffentlichen Abwasseran-
lagen eingeleitet oder die in Anlage 1 
vorgeschriebenen Grenzwerte für einleit-
bares Abwasser nicht eingehalten werden,

3. entgegen § 9 Abs. 4 die Inbetriebnahme 
oder die Außerbetriebsetzung der Grund-
stücksentwässerungsanlage nicht mitge-
teilt wird,

4. entgegen § 12 Abs. 1 die Vorbehand-
lungsanlagen nicht ordnungsgemäß 
betrieben und unterhalten werden, 

5. entgegen § 12 Abs. 3 die notwen-
dige Entleerung und Reinigung der 
Abscheider nicht rechtzeitig vorge-
nommen oder behindert wird,

6. entgegen § 14 Abs. 6 die Selbsterklä-
rung nicht abgegeben wird oder unrich-
tige Angaben im Selbsterklärungsfrage-
bogen gemacht werden,

7. entgegen § 18 seine Anzeigepflicht 
gegenüber der WWZ GmbH nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig erfüllt werden.

Die Vertragsstrafe in den vorgenannten 
Fällen beträgt höchstens das Dreifache des 
gegenüber dem Benutzer mit der Abrech-
nung für das Vorjahr geltend gemachten 
Abwasserentgeltes. 
Lautet diese Vorjahresabrechnung nicht 
über mindestens zwölf Monate, so ist auf 
Basis dieser eine Schätzung durch Hoch-
rechnung vorzunehmen und dieser ermit-
telte Betrag der Bemessung der Vertrags-
strafe zu Grunde zu legen.

ABSCHNITT VI
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(3) Die Geltendmachung eines höheren Scha-
dens bleibt vorbehalten.

Kann eine Vorjahresabrechnung nicht erstellt 
werden, so ist der Abwasseranfall vergleich-
barer Benutzer zur Schätzung heranzuziehen.

(2) Ein Baukostenzuschuss ist nur dann zu 
zahlen, wenn mit der Errichtung des Kanals 
im Sinne des Abs. 1 nach dem 03.10.1990 
begonnen wurde.

(3) Der Baukostenzuschuss errechnet sich 
aus den ortsüblichen und den von der 
WWZ GmbH durchschnittlich ermittelten 
Anschaffungs- und Herstellungskosten, 
die für die Erstellung oder Verstärkung der 
öffentlichen Abwasserleitung, begrenzt auf 
maximal 200 mm Durchmesser, üblicher-
weise erforderlich sind.

(4) Der Baukostenzuschuss wird nach der 
Straßenfrontlänge des anzuschließenden 
Grundstückes bemessen. Als Straßenfront-
länge gilt die Straßenlänge des Grund-
stückes, die aus den amtlichen Plänen 
(Katasterauszüge usw.) ermittelt wird. Bei 
Grundstücken, die an zwei oder mehrere 
von der WWZ GmbH berohrte Straßen 
angrenzen, wird die Straßenfrontlänge 
zugrunde gelegt, über die das Grund-
stück an den Kanal angeschlossen wird. 
Für jedes Grundstück wird eine Straßen-

ABSCHNITT VII

Grundlagen der Entgelt- und Zuschuss
regelungen

§ 23 Grundsätze

(1) Für die Herstellung, Erweiterung, Verbes-
serung, Erneuerung und die Benutzung 
der öffentlichen Abwasseranlagen sowie 
für sämtliche weiteren Leistungen der 
WWZ GmbH werden Entgelte, Kosten und 
Zuschüsse erhoben. Hierzu gehören etwa 
Kosten für die Herstellung und Änderung von 
Kanalanschlüssen, Pauschalsätze für Verwal-
tungsleistungen und Abwasserentgelte.

(2) Nähere Angaben sind dem jeweils gültigen 
Preisblatt der WWZ GmbH zu entnehmen. 
Im Übrigen bestimmt sich die Höhe des zu 
zahlenden Betrages nach der Ortsüblichkeit.

§ 24 Baukostenzuschuss (BKZ)

(1) Soll an einen Kanal der WWZ GmbH ein 
Anschluss hergestellt werden, so hat der 
Benutzer einen Baukostenzuschuss gemäß 
den nachfolgenden Bestimmungen zu zahlen.
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§ 25 Vorauszahlungen

(1) Die WWZ GmbH kann für alle Leistungen 
Vorauszahlungen verlangen. Dies gilt insbe-
sondere für den Baukostenzuschuss. Die 
Vorauszahlungen können in angemessener 
Höhe und auch periodisch verlangt werden.

(2) Die WWZ GmbH ist berechtigt, die Leistung 
bis zur Zahlung des Vorschusses oder Stel-
lung der geforderten Sicherheit zu verwei-
gern. Insbesondere kann die Inbetrieb-
nahme des Abwasseranschlusses bis zur 
vollständigen Zahlung des Baukostenzu-
schusses verweigert werden.

§ 26 Sonstige einmalige Preise

Die der WWZ GmbH entstehenden Kosten 
bei der Bearbeitung der Anträge sowie für 
Prüfungen, Abnahmen und Freigaben der 
Anträge und Grundstücksentwässerungsan-
lagen, Beprobungen und sonstige Leistungen 
sind vom Benutzer zu erstatten.

§ 27 Bemessungsgrundlagen für die 
Abrechnung

A Kanalgebunde Entsorgung von Schmutz-
wasser einschließlich vorgeklärter Abwässer

(1) Für die Schmutzwasserbeseitigung zahlt 
der Benutzer der öffentlichen Abwasser-
anlage an die WWZ GmbH Entgelte auf 
Basis der Grundpreise und Mengenpreise 

frontlänge von mindestens 10 Metern 
gerechnet. Das gilt auch für Grundstücke, 
die nicht unmittelbar an eine öffentliche 
Straße angrenzen. Hierzu wird die der 
Straße zugewandte Seite auf die Straßen-
länge projiziert.

(5) Der Baukostenzuschuss beträgt maximal bis 
zu 70 von Hundert der Kosten gem. Abs 3.

(6) Der vom Benutzer zu übernehmende 
Baukostenzuschuss berechnet sich wie folgt: 
BKZ = Z x F x B 
Dabei bedeuten:  
Z = Prozentsatz von B, der nach jeweils 
gültigem Preisblatt zur Anwendung kommt; 
F = Straßenfrontlänge des anzuschlie-
ßenden Grundstückes gemäß Abs. 4;  
B = erforderliche Anschaffungs- und 
Herstellungskosten gemäß Abs. 3

(7) Der Anspruch der WWZ GmbH auf 
Zahlung des Baukostenzuschusses 
entsteht mit der Herstellung der Verbin-
dung zwischen der Grundstücksent-
wässerungsanlage und der öffentli-
chen Abwasserleitung und ist zu dem in 
der Rechnung bestimmten Zeitpunkt zur 
Zahlung fällig. Kommt es nach Entste-
hung des Anspruches auf Zahlung des 
Baukostenzuschusses gem. Satz 1 zu 
einem Wechsel des Verpflichteten im 
Sinne des § 3 Abs. 1 und 2 der Abwas-
sersatzung, so haften alter und neuer 
Verpflichteter als Gesamtschuldner.



AEB  WASSERWERKE ZWICKAU GMBH 31

aus dem jeweils gültigen Preisblatt. Die 
Entgelte werden jährlich berechnet.

(2) Grundsätzlich werden die aus öffentlichen 
und/oder privaten Wasserversorgungs-
anlagen einem Grundstück zugeführten 
Wassermengen als Schmutzwasseranfall 
abgerechnet.

(3) Diese Wassermengen werden durch Wasser-
zähler der WWZ GmbH gemessen. Die 
Wasserzähler werden vom Beauftragten der 
WWZ GmbH möglichst in gleichen Zeitab-
ständen oder auf Verlangen der WWZ GmbH 
vom Benutzer selbst abgelesen.

(4) Die WWZ GmbH ist berechtigt, die in die 
öffentliche Abwasseranlage eingeleitete 
Schmutzwassermenge zu schätzen, wenn 
diese auf andere Art und Weise nicht festge-
stellt werden kann. Insofern gelten für Wohn-
gebäude als Mindesteinleitmenge 27 m3 je 
Einwohner und Jahr. Es bleibt dem Benutzer 
unbenommen nachzuweisen, dass eine gerin-
gere Menge Abwasser eingeleitet wurde.

Absetzmengen

(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in 
die öffentliche Abwasseranlage gelangt 
sind, werden auf Antrag bei der Berech-
nung des Mengenpreisentgeltes abge-
setzt. Der Benutzer hat dazu bis spätestens 
15.01. eines Jahres für das zurückliegende 
Jahr einen Antrag an die WWZ GmbH zu 

stellen. Er übergibt mit diesem Antrag 
alle abrechnungsrelevanten, zur Schmutz-
wasserabsetzung erforderlichen Daten 
an die WWZ GmbH. Stellt der Benutzer 
den Antrag erst nach Ablauf des in Satz 2 
genannten Termins und/oder gehen die 
für die Bearbeitung des Antrages notwen-
digen Daten erst nach diesem Termin bei 
der WWZ GmbH ein, so hat der Benutzer 
die hierdurch entstehenden Kosten des 
Mehraufwandes der WWZ GmbH (z. B. für 
rückwirkende Rechnungskorrekturen) zu 
tragen. Dies gilt nicht, wenn der Benutzer 
unverschuldet daran gehindert war, den 
Termin einzuhalten.

(6) Der Nachweis nicht eingeleiteter Wasser-
mengen hat grundsätzlich anhand von 
Messeinrichtungen, die den eichrechtli-
chen Vorschriften entsprechen müssen, 
zu erfolgen.

(7) Für die Mengenerfassung hat der Benutzer 
auf eigene Kosten Messeinrichtungen nach 
den gültigen Vorschriften einbauen zu 
lassen. Der Zählereinbau ist von einem auto-
risierten Fachbetrieb auszuführen. Die Auto-
risierung erfolgt durch Eintragung im Ortsin-
stallateurverzeichnis der WWZ GmbH.

(8) Bei ausschließlich privater Grundstücks-
nutzung ist durch den Benutzer unter 
Verwendung des Formulars „Antrag auf 
Absetzung nicht eingeleiteter Abwasser-
mengen Gartenbewässerung – privat“ bei 

ABSCHNITT VII
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der WWZ GmbH der erstmalige Einbau 
eines Wasserzählers zur Erfassung von 
Wassermengen, die nachweislich nicht in 
die öffentliche Abwasseranlage gelangen, 
anzuzeigen. Auf diesem Antragsformular 
hat der Installationsbetrieb die Richtigkeit 
der Angaben und die Einhaltung der tech-
nischen Regeln zu bestätigen. Dem Antrag 
ist ein Foto der installierten Zähleran-
lage und der Entnahmestelle beizufügen. 
Bei nicht ausschließlich privater Grund-
stücksnutzung erfolgt eine Abnahme der 
Messeinrichtung durch die WWZ GmbH. 
Die WWZ GmbH ist jederzeit berechtigt, 
die Anlage des Benutzers zu kontrollieren 
und notwendige bauliche Veränderungen 
zu verlangen. Die hierdurch anfallenden 
Kosten trägt der Benutzer.

(9) Als Mindesteinleitmenge bei Unter-
nehmen gewerblicher Art sowie öffentli-
chen Einrichtungen werden jeweils 10 m3 je 
Mitarbeiter und Jahr abgerechnet.

(10) Die WWZ GmbH ist berechtigt, Wasser-
mengen, die nachweislich nicht in die 
öffentliche Abwasseranlage einge-
leitet wurden, zu schätzen, wenn dies 
durch Messung nicht festgestellt werden 
konnte. Dabei sind ortsübliche Wasserver-
bräuche bzw. branchentypische Kennzif-
fern anzuwenden. Die WWZ GmbH kann 
zur Feststellung von nicht eingeleiteten 
Wassermengen auf Kosten des Benutzers 
Gutachten anfordern.

B Niederschlagswasser

(11) Für die Niederschlagswasserbeseitigung 
zahlt der Benutzer der öffentlichen Abwas-
seranlage an die WWZ GmbH ein Entgelt. 
Das Entgelt wird jährlich abgerechnet. Das 
Entgelt berechnet sich aus der Multipli-
kation des Preises gemäß Preisblatt der 
WWZ GmbH und der Bemessungsfläche. 
Die Bemessungsfläche für das Nieder-
schlagswasser ergibt sich aus der Summe 
der Produkte aus Größe der jeweiligen 
versiegelten Fläche x Faktor für den Grad 
der Versiegelung gemäß § 14 Abs. 2 und 
3. Ermäßigungen gemäß § 14 Abs. 4 und 5 
werden berücksichtigt.

C Entsorgungsentgelt für Kleinkläranlagen 
und abflusslose Gruben/Sammelgruben

(12) Für die Entsorgung des Inhaltes aus Klein-
kläranlagen und abflusslosen Gruben/
Sammelgruben wird ein Entsorgungsent-
gelt gemäß dem jeweils gültigen Preisblatt 
der WWZ GmbH erhoben. 

(13) Das Entgelt gliedert sich auf in:
a) das Entsorgungsentgelt als Produkt aus 

der ermittelten Abfuhrmenge und dem 
Preis gemäß Preisblatt der WWZ GmbH

b) zuzüglich angefallener Zuschläge gemäß 
Preisblatt der WWZ GmbH

(14) Die Einteilung der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen erfolgt nach:
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a) vollbiologische Kleinkläranlagen,
b) abflusslose Gruben/Sammelgruben.

(15) Die Verpflichtung zur Zahlung entsteht 
mit der Erbringung der Leistung.

(16) Die auf dem Begleitschein erfassten 
Daten sind Grundlage für die Rechnungsle-
gung. Der Begleitschein ist vom Benutzer 
oder einer von ihm beauftragten Person 
grundsätzlich in Textform zu bestätigen.

(17) Der Benutzer ist darlegungs- und nachweis-
pflichtig für Differenzmengen zwischen bezo-
gener Trinkwassermengen und der Menge, 
die von der WWZ GmbH und deren Beauf-
tragten aus abflusslosen Gruben/Sammel-
gruben entnommen und entsorgt wird.

§ 28 Zahlungspflichtiger

Zahlungspflichtiger ist der Benutzer gemäß 
§ 2 Abs. 2 a. Sofern in diesen AEB nichts 
Abweichendes geregelt ist, kommt es hierbei 
grundsätzlich auf den Zeitpunkt der Leis-
tungserbringung an.

§ 29 Wechsel des Zahlungspflichtigen

Zeigen ein bisheriger und der neue Benutzer 
nicht an, dass ein neuer Benutzer Leistungen 
der WWZ GmbH in Anspruch genommen hat, 
so haften beide gesamtschuldnerisch für die 
Forderungen von dem Abrechnungszeitraum
an, in den die Änderung fällt.

§ 30 Fälligkeit, Mahnung, Verzugszinsen

(1) Soweit in diesen AEB nichts Abweichendes 
geregelt ist, so sind die zu entrichtenden 
Rechnungsbeträge innerhalb von 14 Tagen 
nach Zugang der Rechnung fällig. Als 
Zahlungstag gilt bei Überweisungen der 
Tag der Gutschrift. Ansprüche auf Voraus-
zahlungen nach § 25 und Sicherheits-
leistungen gemäß § 33 sind sofort fällig. 
Einwendungen gegen Rechnungen sind 
nur binnen eines Monats nach Zugang der 
Rechnung zulässig und bei der WWZ GmbH 
in Textform geltend zu machen. Nach 
Ablauf dieser Frist gelten die Rechnungen 
als anerkannt.

(2) Bei Zahlungsverzug ist die WWZ GmbH 
berechtigt, kostenpflichtige Mahnungen 
zu versenden. Daneben hat der Zahlungs-
pflichtige Verzugszinsen in Höhe von 
5 Prozentpunkte über dem jeweils 
geltenden Basiszinssatz zu entrichten. 
Handelt es sich bei dem Zahlungs
pflichtigen nicht um einen Verbraucher 
im Sinne des § 13 BGB, so beträgt der 
Verzugszins 9 Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz. 

(3) Zahlungen ohne Tilgungsbestimmung, die 
aufgrund einer Mahnung eingehen, werden 
zunächst auf die Kosten, dann auf die 
Zinsen, schließlich auf die Forderung, dabei 
zuerst auf die älteste Forderung der WWZ 
GmbH, angerechnet.

ABSCHNITT VII
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§ 31 Abrechnung, Preisänderungen

Das Entgelt wird nach Wahl der WWZ GmbH 
monatlich oder in anderen Zeitabschnitten, 
die jedoch 12 Monate nicht wesentlich über-
schreiten dürfen, abgerechnet. Ändern sich 
innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die 
Preise, so erfolgt die Ermittlung des Mengen-
entgeltes auf Grundlage der mitgeteilten 
Zwischenablesung. Im Übrigen erfolgt eine 
zeitanteilige Berechnung.

§ 32 Abschlagszahlungen

(1) Die WWZ GmbH ist berechtigt, auf das 
Abwasserentgelt eines Abrechnungszeit-
raumes angemessene Abschlagszahlungen 
zu fordern.

(2) Ändern sich die Preise, so können 
die nach der Änderung anfallenden 
Abschlagszahlungen entsprechend an
gepasst werden.

(3) Ergibt sich am Ende des Abrechnungs
zeitraumes, dass zu hohe Abschlags-
zahlungen verlangt wurden, so ist 
der übersteigende Betrag unverzüg-
lich zu erstatten, spätestens aber mit 
der nächsten Abschlagszahlung zu 
verrechnen. Nach Beendigung des 
Entsorgungsverhältnisses sind zuviel 
gezahlte Abschläge unverzüglich zu 
erstatten. Ergibt sich eine Restforderung 
der WWZ GmbH, so ist der Benutzer zum 

Ausgleich des fehlenden Betrages inner-
halb von 14 Tagen nach Erhalt der Endab-
rechnung verpflichtet.

§ 33 Sicherheitsleistungen

(1) Die WWZ GmbH kann in angemessener 
Höhe Sicherheitsleistungen verlangen, 
wenn begründete Zweifel daran bestehen, 
dass der Benutzer zur Vorauszahlung oder 
Abschlagszahlung jederzeit in der Lage ist.

(2) Ist der Benutzer in Verzug und kommt 
er nach erneuter Zahlungsaufforderung 
nicht unverzüglich seinen Zahlungsver-
pflichtungen aus dem Vertragsverhältnis 
nach, so kann sich die WWZ GmbH aus der 
Sicherheit befriedigen. Hierauf ist in der 
Zahlungsaufforderung hinzuweisen. 

(3) Die Sicherheit ist zurückzugeben, wenn 
ihre Voraussetzungen weggefallen sind.

§ 34 Ratenzahlung

(1) In besonderen Fällen kann die WWZ GmbH 
auf Antrag Ratenzahlung auf Forderungen 
gewähren. Die Anträge sind in Textform 
unter Offenlegung der Vermögensverhält-
nisse zu begründen und spätestens 14 Tage 
nach Erhalt der Rechnung bei der WWZ 
GmbH einzureichen.

(2) Für Ratenzahlungsbeträge können Raten-
zinsen berechnet werden. 
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§ 35 Aufrechnung und Zahlungsverweigerung

(1) Gegen Ansprüche der WWZ GmbH kann 
nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Gegenansprüchen aufge-
rechnet werden.

(2) Einwände gegen Rechnungen und 
Abschlagsberechnungen berechtigen zum 

Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsver-
weigerung nur,
a) soweit sich aus den Umständen ergibt, 

dass offensichtliche Fehler vorliegen und
b) wenn der Zahlungsaufschub oder die 

Zahlungsverweigerung innerhalb von 
zwei Jahren nach Zugang der fehler-
haften Rechnung oder Abschlagsberech-
nung geltend gemacht wird.

ABSCHNITT VIII

Schlussbestimmungen

§ 36 Laufzeit des Vertrages, Kündigung

(1) Der Entsorgungsvertrag wird auf unbe-
stimmte Dauer geschlossen. Ein Wechsel 
der Person des Benutzers ist der WWZ 
GmbH unverzüglich mitzuteilen und 
bedarf deren Zustimmung. Die WWZ 
GmbH ist nicht verpflichtet, dem Eintritt 
des Dritten in die sich aus dem Vertrags-
verhältnis ergebenden Rechte und 
Pflichten zuzustimmen.

(2) Der Benutzer ist nur zur Kündigung berech-
tigt, wenn
a) der Anschluss rechtlich und/oder 

tatsächlich nicht möglich ist,
b) das angeschlossene Grundstück veräu-

ßert wird oder

c) er gemäß § 50 Abs. 3 – 5 SächsWG  
von der Abwasserüberlassungspflicht 
befreit ist.

(3) Die WWZ GmbH ist zur Kündigung berech-
tigt, wenn
a) der Benutzer die Menge oder Beschaf-

fenheit des Schmutzwassers so ändert, 
dass dadurch die Voraussetzungen für 
eine Begrenzung des Anschlussrechtes 
oder des Benutzungsrechtes nach der 
Abwassersatzung erfüllt sind oder

b) der Benutzer die Nutzung des Grund-
stückes so ändert, dass der bestehende 
Anschlusskanal zur Entsorgung nicht mehr 
ausreicht und die WWZ GmbH sie aus 
diesem Grund von dem Kanal trennt oder

c) wenn der RZV gemäß § 50 Abs. 3 – 5 
SächsWG von der Abwasserbeseitigungs-
pflicht befreit ist.
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(4) Die Kündigung bedarf der Textform.

(5) Die Kündigungsfrist für die Regelungen 
von § 36 Abs. 2 und Abs. 3 beträgt einen 
Monat auf das Ende eines Kalendermonats.

§ 37 Einstellung der Entsorgung, fristlose 
Kündigung

(1) Die WWZ GmbH ist berechtigt, die Entsor-
gung fristlos einzustellen, wenn der 
Benutzer den Bestimmungen dieser AEB 
zuwiderhandelt und die Einstellung erfor-
derlich ist, um
a) eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit 

von Personen oder Anlagen abzuwenden,
b) zu gewährleisten, dass unzumutbare 

Störungen anderer Benutzer und erheb-
liche störende Rückwirkungen auf 
Einrichtungen der WWZ GmbH oder 
Dritter ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbe-
sondere bei Nichterfüllung einer Zahlungs-
verpflichtung trotz Mahnung, ist die WWZ 
GmbH berechtigt, die Entsorgung zwei 
Wochen nach Androhung einzustellen. Dies 
gilt nicht, wenn der Benutzer darlegt, dass 
die Folgen der Einstellung außer Verhältnis 
zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen 
und hinreichende Aussicht besteht, dass 
der Benutzer gemäß § 2 Abs. 2 a seinen 
Verpflichtungen nachkommt. Die WWZ 
GmbH kann mit der Mahnung die Einstel-
lung der Entsorgung androhen.

(3) Sobald die Gründe für die Einstellung 
entfallen sind, hat die WWZ GmbH die 
Entsorgung unverzüglich wieder herzustellen. 
Die Kosten für die Einstellung und Wiederauf-
nahme sind vom Benutzer zu erstatten.

(4) Die WWZ GmbH ist in den Fällen des 
Abs. 1 berechtigt, das Vertragsverhältnis 
fristlos zu kündigen, in dem Fall von a) 
jedoch nur, wenn die Voraussetzungen 
zur Einstellung der Entsorgung wiederholt 
vorliegen. Bei wiederholten Zuwiderhand-
lungen nach Abs. 2 ist die WWZ GmbH 
zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn 
sie zwei Wochen vorher angedroht wurde 
(Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend).

§ 38 Gerichtsstand und Verbraucherstreit-
beilegung

(1) Der Gerichtsstand für Kaufleute, juristische 
Personen des öffentlichen Rechtes und 
öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist 
am Sitz der WWZ GmbH.

(2) Das Gleiche gilt 
1., wenn der Benutzer keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat oder 
2., wenn der Benutzer nach Vertrags-
schluss seinen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthaltsort aus dem Entsorgungs-
gebiet des RZV verlegt, der die WWZ 
GmbH mit der Durchführung der Abwas-
serbeseitigung beauftragt hat oder seinen 
Wohnsitz oder sein gewöhnlicher Aufent-
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halt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt ist.

(3) Die Wasserwerke Zwickau GmbH nimmt 
an keinem Verbraucherstreitbeilegungsver-
fahren teil.

§ 39 Übergangsregelungen

Die vor Inkrafttreten dieser AEB eingeleiteten 
Genehmigungsverfahren werden nach den 
Bestimmungen dieser AEB weitergeführt.

§ 40 Inkrafttreten

Vorstehende AEB treten am 01.01.2026 in 
Kraft. Gleichzeitig treten die AEB in der 
Fassung vom 01.01.2025 außer Kraft. 

gez. 	 gez.
Jürgen Schleier 	 Heike Kröber
Geschäftsführer 	 Geschäftsführerin
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Tabelle 3

Nr. Parameter Grenzwert Einheit

01 Temperatur max. 35 °C

02 ph-Wert 6,5 – 10,0 –

03 abfiltrierbare Stoffe max. 150 mg/l

04 absetzbare Bestandteile nach 30 min max. 2,0 mg/l

05 Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) max. 2000 mg/l

06 Biologischer Sauerstoffbedarf innerhalb 5 Tagen (BSB5) max. 1000 mg/l

07

Stickstoff aus NH4-N und NH3-N, davon: max. 200 mg/l

Summe NH4-N und NH3-N (Summe KA < 5.000 EW) max. 100 mg/l

Summe NH4-N und NH3-N (Summe KA > 5.000 EW) max. 10 mg/l

Stickstoff aus Nitrit max. 10 mg/l

08 Phosphor, gesamt (Pges.) max. 50 mg/l

09 Kohlenwasserstoffindex max. 20 mg/l

10 Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) max. 0,10 mg/l

11
Polychlorierte Biphenyle (PCB) und  

Polychlorierte Terphenyle (PCT)
max. 0,001 mg/l

12 Adsorbierbare organisch gebundene Halogene (AOX) max. 1,0 mg/l

13 Summe leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW) max. 0,5 mg/l

14 organisch halogenfreie Lösemittel (als TOC) max. 10 g/l

15 Phenolindex, wasserdampfflüchtig max. 20 m/l

16 Cyanid, leicht freisetzbar max. 1,0 mg/l

17
freies Chlor (Cl2) max. 0,5 mg/l

Gesamtchlor max. 1,0 mg/l

18 Leitfähigkeit 5000 – 7500 μs/cm

ANLAGE 1 
 
Grenzwerte 

Bei Einleitungen von gewerblichen, industri-
ellen und ähnlichen Abwässern in das öffent-
liche Kanalnetz mit nachfolgender Behand-
lung in einer öffentlichen zentralen Kläranlage 

gelten für die Inhaltsstoffe, wenn nicht
anders bestimmt wird, mindestens die nach-
folgend aufgeführten Grenzwerte als Höchst-
werte (Tabelle 3).
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Bei Einleitungen von häuslichen und gewerb-
lichen Abwässern in das öffentliche Kanal-
netz ohne nachfolgende Behandlung in einer 
öffentlichen zentralen Kläranlage gelten für 
die Inhaltsstoffe, wenn nicht anders bestimmt 

wird, mindestens die nachfolgend aufge-
führten Grenzwerte als Höchstwerte. Weitere 
Festlegungen in einer Indirekteinleitergeneh-
migung nach Abwasserverordnung bleiben 
davon unberührt.

Tabelle 3 (Fortsetzung)

Nr. Parameter Grenzwert Einheit

19 Sulfat

20 Sulfid, leicht freisetzbar max. 2,0 mg/l

21 Fluorid gelöst max. 50 mg/l

22 schwerflüchtige lipophile Stoffe max. 300 mg/l

23 Geruchsschwellenwert nach DEV B 1/2 max. 4.000 –

24

Schwermetalle: Einzelbestimmung

Antimon max. 0,5 mg/l

Arsen max. 0,5 mg/l

Barium max. 5,0 mg/l

Blei max. 1,0 mg/l

Cadmium max. 0,5 mg/l

Chrom VI max. 0,2 mg/l

Chrom gesamt max. 1,0 mg/l

Cobalt max. 2,0 mg/l

Kupfer max. 1,0 mg/l

Nickel max. 1,0 mg/l

Quecksilber max. 0,1 mg/l

Selen max. 2,0 mg/l

Tellur max. 0,5 mg/l

Thallium max. 0,5 mg/l

Vanadium max. 4,0 mg/l

Zink max. 5,0 mg/l

Zinn max. 5,0 mg/l

Tabelle 4

Nr. Parameter Grenzwert Einheit

25 CSB bei vollbiologischen KKA max. 150 mg/l

26 BSB5 bei vollbiologischen KKA max. 40 mg/l
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Analysenmethoden 

Die anzuwendenden Analysenmethoden  
sind aus der Anlage Analysen- und Mess-
verfahren der Abwasserverordnung vom 

ANLAGE 2 ZU § 10 (3) 

1. Die Wartungsprotokolle sind der WWZ 
GmbH auf digitalem Wege über einen der 
zwei nachstehend genannten Übertragungs-
wege zu übermitteln: 
über Mail:  
kleinklaeranlagen@wasserwerke-zwickau.de
über die Website: https://www.rzv-zwickau-
werdau.de/service/wartungsprotokoll
Für die Nutzung des Web-Portals sind eine 
einmalige kostenlose Registrierung des Nutzers 
und eine administrative Freischaltung nötig.

1.1 Registrierung im Web-Portal
Um das Web-Portal nutzen zu können, muss 
eine einmalige Registrierung erfolgen. Hierbei 
werden Daten zum Registrierenden, die der 
eindeutigen Identifizierung dienen, sowie ein 
Passwort abgefragt.
Nach Abschluss des Registrierungsvorganges 
erhält der Registrierende zum Abgleich der 
eingegebenen Mailadresse eine Bestätigungs-
mail. Durch Aufrufen des in der Mail ange-
geben Links wird über das System die Bestäti-
gung der Adresse erreicht.  

17.06.2004 in der jeweils aktuellen Fassung  
zu entnehmen. Beim CSB, NO4-N, NO3-N, Nges 
und Pges ist das photometrische sowie bei 
BSB5 das manometrische Analogverfahren 
zulässig.

Danach wird der Account nach einer Kontrolle 
administrativ freigeschaltet.

2. Die Übermittlung kann auf beiden ange-
geben Wegen mit unterschiedlicher Software-
basis erfolgen.

2.1. Übermittlung des Standard-DIWA-Protokolls

2.2. Übermittlung einer .csv-Datei auf Basis 
von Excel nach folgender Vorgehensweise:
Nach Eingabe der Datensätze in eines der 
Excel-Formate (Erläuterungen zu den einzelnen 
Spalten siehe Schnittstelle und ergänzende 
Erläuterungen in den Spaltenköpfen) ist die 
Datei im .csv-Format umzuwandeln.
Der kostenlose Download für die dazu erfor-
derlichen Vorlagen kann jeweils von der Inter-
netseite des RZV Zwickau/Werdau (www.rzv-
zwickau-werdau.de) erfolgen.

2.3. Datenübertragung per Web-Portal
Nach erfolgter Anmeldung am Portal können 
unter dem Punkt Wartungsprotokoll die 

ANLAGEN
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Daten entweder per Schaltfläche ausgewählt 
oder per Drag and Drop auf die Schaltfläche 
gezogen werden.
Die Firmendaten sind durch die Anmeldung 
bereits ausgefüllt.
Dabei sind die .csv und die dazugehörigen 
PDF’s in einer Session oder eine oder mehrere 
DIWA-Dateien bis zu einer Maximalgröße der 
Sendung von 48 MB einzuhalten. Diese Vorge-
hensweise ist auch im Web-Portal ausführ-
lich beschrieben. Nach erfolgter Datenüber-
tragung werden die Daten turnusmäßig vom 
System übernommen und ausgewertet. Es wird 
eine Mail an den Absender erzeugt, die den 
Erfolg oder den Fehler bei der Datenauswer-
tung dokumentiert.

3. Mit der übermittelten Datendatei ist das 
Originalprotokoll der Wartung vor Ort mit den 
individuellen Einträgen und der Unterschrift 

des Wartungsunternehmens als .pdf-Datei an 
die gleiche Adresse zu übermitteln.
Der Name der zu übermittelnden Datei ist 
dabei wie folgt aufzubauen, um die Zuord-
nung zum Wartungstermin und zur Kläranlage 
vornehmen zu können:
JJMMTT_KANUMMER.pdf (Jahr, Monat, Tag 
und der Kläranlagennummer) (Beispiel: 
170831_999)

4. Wartungsprotokolle, in denen wesent-
liche Angaben gemäß Pkt. 1 dieser Anlage 
fehlen (Kläranlagennummer, zugehöriges PDF 
(Wartungsprotokoll) usw.) werden automatisch 
zurückgewiesen und gelten als nicht empfangen. 
Es erfolgt dazu eine Mail an den Absender zur 
Zurückweisung des unvollständigen Protokolls.

5. Jedes Wartungsprotokoll hat die Daten gemäß 
nachstehendem Aufbau und Inhalt zu enthalten:
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Tabelle 5

Feldbezeichnung Inhalt/Format

Verband Text 250 Zeichen

KA Nummer Zahl long integer

Kundennummer Zahl long integer

Wartungsfirma Zahl long integer

Ort Text 50 Zeichen

PLZ Text 5 Zeichen

Straße Text 50 Zeichen

Hausnummer Zahl long integer

Hausnummer Erweiterung Text 10 Zeichen

Gemarkung Text 50 Zeichen

Flurstücksnummer Nenner Zahl long integer

Flurstücksnummer Teiler Text 5 Zeichen
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Tabelle 5 (Fortsetzung)

Feldbezeichnung Inhalt/Format

Nummer Bauaufsichtliche Zulassung Text 25 Zeichen

Typ der Anlage Text 50 Zeichen

Datum der Wartung Datum TT.MM.JJ

erhebliche Mängel ja/nein ja/nein

erhebliche Mängel Text 250 Zeichen

leichte Mängel ja/nein ja/nein

leichte Mängel Text 250 Zeichen

Betriebsbuch geführt ja/nein

VK-Kammer 1 Füllgrad (%) Zahl double

VK-Kammer 2 Füllgrad (%) Zahl double

VK-Kammer 3 Füllgrad (%) Zahl double

VK-Kammer 4 Füllgrad (%) Zahl double

Schlammabfuhr erforderlich ja/nein

Schlammabfuhr erforderlich (Monat/Jahr) Datum MM.JJ

O2-Biostufe (mg/l) Zahl double

Schlammvolumen Biostufe (ml/l) Zahl double

TS-Biostufe (g/l) Zahl double

Sichttiefe NKB (m) Zahl double

Ablauf Temperatur (°C) Zahl double

Ablauf AFS (mg/l) Zahl double

Ablauf ASS (mg/l) Zahl double

Ablauf pH-Wert Zahl double

Ablauf CSB (mg/l) Zahl double

Ablauf BSB (mg/l) Zahl double

Ablauf TOC (mg/l) Zahl double

Ablauf Nges (mg/l) Zahl double

Ablauf NO3-N (mg/l) Zahl double

Ablauf NO2-N (mg/l) Zahl double

Ablauf NH4-N (mg/l) Zahl double

Ablauf Pges (mg/l) Zahl double

Ablauf Keime (KBE/100 ml) Zahl double

Mängel in den Ablaufwerten ja/nein ja/nein

Wartungsprotokoll PDF Dateiname Text 250 Zeichen
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Die Übersendung der Protokolle kann 
einzeln oder für mehrere Anlagen in einer 
Tabelle oder als DIWA-Datei mit eingebun-
denen Protokollen erfolgen. Die Übersen-
dung hat unter Beachtung der Regelungen 
des § 19 Abs. 16 (a) der Abwassersatzung 
zu erfolgen. Die Fehlermeldungen sind exakt 
anzugeben und mit ausreichender Erläute-
rung in den dafür vorgesehenen Datenfel-
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dern zu versehen, um die Aufforderung zur 
Abstellung der Mängel präzise und sachge-
recht formulieren zu können. Unabhängig von 
der digitalen Übermittlung der Daten durch 
die Wartungsfirmen oder den Eigentümer der 
Anlage selbst, bleibt die Pflicht zur Nachweis-
führung über die durchgeführten Wartungen 
in den Betriebstagebüchern vor Ort, am 
Standort der Kläranlagen, bestehen.
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